
Teilnahmeantrag 

im 

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 

nach der VgV 

Projekt: Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektro-

fahrzeuge auf dem Betriebshof Mitte 

Leistungen: Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 

HOAI 

Bewerber: ____________________________ 

____________________________ 

____________________________ 

____________________________ 

Abgabetermin: 25.08.2026, 10:00 Uhr 

Auftraggeber: Stadt Bielefeld 
Die Oberbürgermeisterin 
vertreten durch den Umweltbetrieb 
vertreten durch die Betriebsleitung 
Eckendorfer Straße 57 
33609 Bielefeld 
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Antrag auf Teilnahme am Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV) 

 

Die zutreffenden Felder bzw. Spalten sind auszufüllen oder anzukreuzen. Der Auftraggeber wird nur die im 

Bewerbungsbogen geforderten Angaben, Unterlagen bzw. Nachweise werten. Darüberhinausgehende Er-

läuterungen im Anschreiben des Bewerbers oder weitere und zusätzliche und nicht geforderte Publikatio-

nen (Imagebroschüren, etc.) werden nicht berücksichtigt und nicht in die Bewertung einbezogen. 

 

Die Unterlagen für das gesamte Vergabeverfahren stehen für einen uneingeschränkten und vollständigen 

direkten Zugang im elektronischen Vergabeportal gebührenfrei zur Verfügung. 

 

 

 

ANLAGENVERZEICHNIS 

 

 

Nummerierung, Anzahl der Seiten und Bezeichnung der Anlage (Inhalt) bitte einfügen. 

 

Nr. Bezeichnung der Anlage Nr. Bezeichnung der Anlage 
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A. Allgemeine Informationen zum Teilnahmewettbewerb

I. Teilnehmer am Vergabeverfahren

Die Vergabe der Fachplanungsleistungen erfolgt im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens mit Teilnah-

mewettbewerb nach der VgV.  

Der Auftrag kann an Einzelbewerber oder an Bewerbergemeinschaften vergeben werden. Bewerberge-

meinschaften geben den Teilnahmeantrag für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft in gesonderten 

Anträgen ab. Dieser Teilnahmeantrag enthält bei der Abfrage der einzelnen Informationen ggf. notwendige 

Hinweise für die konkrete Vorgehensweise von Bewerbergemeinschaften beim Ausfüllen des Teilnahme-

antrags. 

Bewerbergemeinschaften haben mit dem Teilnahmeantrag eine Erklärung über die Bildung einer Bewer-

bergemeinschaft vorzulegen (Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall nach §§ 705 ff. BGB. Hier-

mit erklären die Mitglieder der Bewerbergemeinschaft, dass sie im Auftragsfall gesamtschuldnerisch haf-

ten. Weiter haben die Mitglieder der Bewerbergemeinschaft mit der Erklärung ihren bevollmächtigten Ver-

treter sowie die Zuständigkeit der einzelnen Mitglieder der Bewerbergemeinschaft zu benennen. Eine ent-

sprechende „Erklärung Bewerbergemeinschaft“ wird als Anlage 1 beigefügt und ist ggf. mit dem Teilnah-

meantrag vorzulegen. 

Mehrfachbeteiligungen einzelner Mitglieder einer Bewerbergemeinschaft können unzulässig sein und zur 

Nichtberücksichtigung sämtlicher betroffenen Bewerbergemeinschaften im weiteren Verfahren führen. Die 

Bildung von Bewerbergemeinschaften ist nur bis zum Bewerbungsschluss für die Teilnahmeanträge zuläs-

sig. 

Für die Bewerbungen sind ausschließlich die Formblätter im digitalen Projektraum zu verwenden. Die Be-

werbungen sind elektronisch in Textform nach § 126b BGB über die Projektplattform einzureichen. 

Bewerbungen ausschließlich in Papierform, per Fax oder E-Mail oder über nicht dafür vorgesehene 

Funktionen der Projektplattform (etwa das Kommunikationsmodul) sind nicht zulässig. 
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Die Möglichkeit der Eignungsleihe gilt auch bei Bewerbergemeinschaften und bezüglich von Nachunter-

nehmern entsprechend den Vorschriften des § 47 VgV. Sofern von der Eignungsleihe Gebrauch gemacht 

wird, ist die „Verpflichtungserklärung Eignungsleihe nach § 47 VgV“ zu verwenden. Diese wird als Anlage 

2 beigefügt und ist ggf. mit dem Teilnahmeantrag vorzulegen. 

Die Eignungsnachweise können in Form von Eigenerklärungen (Präqualifikationsverzeichnis, Vorlage von 

Einzelnachweisen in Form von Eigenerklärungen) erbracht werden. Der Auftraggeber akzeptiert die Vor-

lage einer Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung (EEE). Wenn dies zur angemessenen Durchführung 

des Verfahrens erforderlich ist, kann der Auftraggeber die Bewerber, die eine Eigenerklärung abgegeben 

haben, jederzeit während des Verfahrens auffordern, sämtliche oder einen Teil der Nachweise beizubrin-

gen. 

Der Auftraggeber fordert in jedem Fall vor Zuschlagserteilung den Bieter, an den der Auftrag erteilt werden 

soll und der bislang nur eine Eigenerklärung als vorläufigen Nachweis vorgelegt hat, auf, die einschlägigen 

Nachweise unverzüglich beizubringen. 

II. Auswahl der Teilnehmer

Das vorliegende europaweite Vergabeverfahren ist ein zweistufiges Verfahren nach der VgV. Die erste 

Stufe ist der Teilnahmewettbewerb, die zweite Stufe das eigentliche Verhandlungsverfahren, an dem nur 

noch die geeigneten Bewerber teilnehmen.  

Die Entscheidung über die Auswahl der Bewerber, die aufgefordert werden, am Wettbewerb weiter teilzu-

nehmen, erfolgt in zwei Wertungsschritten. 

▪ Zunächst wird formal geprüft, ob die nachfolgend geforderten Eignungsnachweise vollständig vor-

liegen. Das Fehlen eines geforderten Nachweises kann zum Ausschluss führen.

▪ Danach wird die grundsätzliche Eignung des Bewerbers anhand der geforderten Nachweise inhalt-

lich überprüft.

Die Einzelheiten zum Vorgehen bei der Bewertung sind in der EU-weiten Bekanntmachung im Amtsblatt 

der Europäischen Union, im weiteren Verlauf dieses Teilnahmeantrags und in der Anlage 3 „Wertungs-

matrix Teilnahmewettbewerb“ festgelegt. 
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Im Ergebnis des Teilnahmewettbewerbs werden maximal fünf Bewerber, die am besten geeignet sind, zur 

Abgabe eines Angebots aufgefordert.  

Den höchstens fünf qualifizierten Bewerbern der Stufe 1 werden sodann die Vergabeunterlagen für die 

Stufe 2 bereitgestellt. Die übrigen Bewerber werden entsprechend der vergaberechtlichen Erfordernisse 

über ihre Nichtberücksichtigung informiert. 

Für den Fall, dass mehr als fünf Bewerber die Eignungsanforderungen erfüllen, erfolgt eine Auswahl ent-

sprechend der Eignungskriterien wie folgt: 

▪ Zur Gewichtung der einzelnen Eignungsnachweise sind die jeweiligen Klammerzusätze aufgenom-

men.

▪ Es findet eine vergleichende Wertung der Teilnahmeanträge statt. Für die entsprechend gewichte-

ten Eignungskriterien erfolgt eine Bewertung nach einer Punkteskala von 0 bis 10 Punkte, deren

Anforderungen für die entsprechenden Kriterien transparent in weiteren Verlauf des Teilnahmean-

trags aufgenommen sind.

▪ Die erreichte Punktzahl in dem jeweiligen Eignungskriterium wird sodann mit der Gewichtung mul-

tipliziert und ergibt die gewichtete Punktezahl.

▪ Grundlage für die Auswahl der maximal fünf Bewerber im Teilnahmewettbewerb sind die im Er-

gebnis höchsten Punktzahlen (Addition alle gewichteten Kriterien).

▪ Gibt es hier einen Gleichstand, kann der Auftraggeber die Entscheidung nach § 75 Abs. 6 VgV per

Los treffen.

Für die Bewerberauswahl werden nur die geforderten Nachweise berücksichtigt. Darüberhinausgehende 

Unterlagen sind nicht erwünscht. 
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III. Hinweise zur Datenerhebung

Die Stadt Bielefeld - Umweltbetrieb fragt beim Bewerber personenbezogene Daten der Projektleitung an. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese, nämlich die unter Punkt D.II. und D.III. dieses Teilnahmeantrags 

abgefragten Angaben zur Person – nicht jedoch zu den Referenzen der Person – freiwillig sind und dass 

eine Einwilligungserklärung der betroffenen Person beizulegen ist. 

Fehlende Angaben zu diesen Punkten können gegebenenfalls zu einer schlechteren Bewertung im Rah-

men der Eignungsprüfung führen. 

Die Bewerber werden darauf hingewiesen, dass sie im Rahmen des Vergabeverfahrens gegenüber ihrer 

Projektleitung und Mitarbeitenden zum Datenschutz in Bezug auf deren personenbezogene Daten ver-

pflichtet sind. Für den Fall der Angabe dieser Daten erklärt der Bewerber, sämtliche Vorschriften des Da-

tenschutzes im Verhältnis zu seiner Projektleitung / seinen Mitarbeitenden eingehalten zu haben und ein-

zuhalten. Eine entsprechende „Einwilligung zur Datenweitergabe, Datenverarbeitung und Datenspeiche-

rung“ wird als Anlage 4 beigefügt und ist mit diesem Teilnahmeantrag vorzulegen. 

IV. Bauvorhaben

Der Umweltbetrieb der Stadt Bielefeld (UWB) ist eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung mit rund 1.100 

Beschäftigten und kommunaler Dienstleister für zahlreiche Aufgaben im Bereich der Daseinsvorsorge. 

Hierzu gehören Abfallentsorgung, Straßenreinigung/ -instandsetzung, Winterdienst, Grünflächenunterhal-

tung, die Abwasserbehandlung sowie hiermit in Zusammenhang stehende Handwerks-, Planungs- und 

Verwaltungsleistungen. Der Hauptstandort an der Eckendorfer Straße 57 / Herforder Straße 220 in Biele-

feld ist Sitz der zentralen Verwaltungs- und Betriebseinheiten sowie des Wertstoffhofes Mitte. 

Der UWB beabsichtigt die schrittweise Elektrifizierung seines Fahrzeugbestandes im Einklang mit den kom-

munalen Klimaschutz- und Nachhaltigkeitszielen. Hierzu ist der Aufbau einer bedarfsgerechten, skalierba-

ren und zukunftssicheren Ladeinfrastruktur erforderlich. 

Ziel der Maßnahme ist die Planung und Umsetzung einer leistungsfähigen elektrischen Versorgungs- und 

Ladeinfrastruktur, welche den aktuellen sowie den prognostizierten zukünftigen Energie- und Leistungsbe-

darf des elektrisch betriebenen Fuhrparks zuverlässig abdeckt und einen wirtschaftlichen, sicheren sowie 

störungsarmen Betrieb gewährleistet. 
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Auf Grundlage einer durchgeführten Bedarfsanalyse wird davon ausgegangen, dass bis zum Jahr 2030 ca. 

220 Fahrzeuge elektrifiziert werden. Hieraus ergibt sich ein prognostizierter Leistungsbedarf von ca. 3,2 

MW unter Berücksichtigung zukünftiger Erweiterungen. Die vorhandene elektrische Infrastruktur der Lie-

genschaft Eckendorfer Straße 57 / Herforder Straße 220 ist für diese Leistung nicht ausreichend. Die Ver-

sorgung der Ladeinfrastruktur ist daher über einen neu herzustellenden Netzanschluss auf Mittelspan-

nungsebene sicherzustellen. Dieser wurde bereits beim Energieversorger beantragt und steht voraussicht-

lich ab Mitte 2027 zur Verfügung.  

Gegenstand des Auftrags ist die vollständige ingenieurtechnische Planung und teilweise Umsetzung der 

Versorgungs- und Ladeinfrastruktur einschließlich aller zugehörigen elektrotechnischen Anlagen sowie der 

erforderlichen baulichen und infrastrukturellen Maßnahmen. 

Hierzu zählen insbesondere: 

− Planung und Umsetzung der Mittelspannungsversorgung einschließlich Transformatorensta-

tion(en), Schaltanlagen und Schutztechnik

− Planung und teilweise Umsetzung der Niederspannungshaupt- und Unterverteilungen einschließ-

lich Last- und Energiemanagement

− Planung und teilweise Umsetzung der Ladeinfrastruktur (AC-/DC-Ladesysteme) einschließlich La-

demanagementsystem

− Planung und Umsetzung der erforderlichen Kabeltrassen und Leitungsinfrastruktur (Energie- und

Datenleitungen)

− Planung und Umsetzung der baulichen Anlagen (z. B. Energiezentrale, Technikgebäude)

Aufgrund der Verteilung der Fahrzeugstellplätze auf mehrere Abstellflächen ist eine zentrale Energiever-

sorgungsstruktur zu planen. Hierzu ist die Errichtung einer zentral gelegenen Transformatoren- bzw. Ver-

sorgungsstation auf dem Betriebsgelände vorzusehen, unter Berücksichtigung optimierter Trassenführung 

und minimierter Leitungswege. Eine optionale Versorgung der Ladeinfrastruktur durch Photovoltaik oder 

von Netzersatzanlagen ist zu berücksichtigen. 

Eine Versorgung von ca. 40 Ladepunkten mit je 11 kW für die Mitarbeitendenparkplätze ist in der Planung 

der Versorgungsstation mit vorzusehen, wird jedoch im Ausbau voraussichtlich nicht fokussiert. 

Folgende technische Anforderungen sind insbesondere zu berücksichtigen: 

− Integration eines übergeordneten, volldynamischen Lastmanagementsystems unter Einbeziehung

der Netzanschlusspunkte sowie ggf. vorhandener oder geplanter Energieerzeugungsanlagen (z.

B. Photovoltaik) und Netzersatzanlagen

− Implementierung eines zentralen Lademanagementsystems
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− Anbindung an ein Backend-System zur Überwachung, Steuerung und Abrechnung der Ladeinfra-

struktur

− Berücksichtigung einer optionalen Eigenstromversorgung (z. B. Photovoltaikanlagen) sowie einer

Netzersatzanlage zur Sicherstellung der Versorgungs- und Betriebsfähigkeit

Die im Vorfeld ermittelten Kosten für das Projekt belaufen sich auf ca. 2,6 Mio. € (netto). 

Gegenstand der vorliegenden Ausschreibung sind die Leistungen der Fachplanung (Leistungsbild Techni-

sche Ausrüstung) nach § 55 HOAI (Grundleistungen der LPH 1-9 sowie bestimmte besondere Leistungen 

in den Anlagegruppen 1, 4 und 5). Die Beauftragung erfolgt stufenweise für die LPH 1 – 3, LPH 4 – 7, LPH 

8 und LPH 9. 
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V. Angaben zum Bewerber

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Bürobezeichnung 

Anschrift / Sitz 

Darstellung der wirtschaftlichen 
Verknüpfung mit anderen Un-
ternehmen 

Kontaktperson 

Telefon 

E-Mail

Homepage 

Rechtsform 

Jahr der Bürogründung 

Nachweis der Teilnahmebe-
rechtigung (Berufszulassung) 
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B. Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Anlagen hinsichtlich der Eintragung

in einem Berufs- oder Handelsregister

I. Erklärung über das Nichtvorliegen der Ausschlussgründe nach §§ 123 Abs. 1 und Abs. 4, 124

Abs. 1 GWB

§ 123

GWB
Eine Rechtskräftige Verurteilung wegen: 

Liegt 

nicht 

vor 

Liegt 

vor 

Abs. 1 

Nr. 1 

§ 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des

Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des

Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland)

Abs. 1 

Nr. 2 

§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teil-

nahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung

finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz

oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine

Tat nach § 89a Abs. 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen

Abs. 1 

Nr. 3 

§ 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig er-

langter Vermögenswerte)

Abs. 1 

Nr. 4 

§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den

Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der

Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

Abs. 1 

Nr. 5 

§ 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat

gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet,

die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

Abs. 1 

Nr. 6. 

§ 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftli-

chen Verkehr),

Abs. 1 

Nr. 7 

§ 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Man-

datsträgern),

Abs. 1 

Nr. 8 

den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Beste-

chung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Aus-

ländische und internationale Bedienstete), 

Abs. 1 

Nr. 9 

Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Be-

stechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationa-

lem Geschäftsverkehr) oder 
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Abs. 1 

Nr. 10. 

den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a 

des Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels). 
  

§ 124 

GWB 
Von der Teilnahme am Verfahren können Bewerber oder Bieter ausge-
schlossen werden, wenn 

Liegt 

nicht 

vor 

Liegt 

vor 

Abs. 1 

Nr. 1 

das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich ge-

gen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen versto-

ßen hat, 

  

Abs. 1 

Nr. 2 

das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unterneh-

mens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt 

oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 

Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liqui-

dation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 

  

Abs. 1 

Nr. 3 

das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine 

schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unterneh-

mens infrage gestellt wird; § 123 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden, 

  

Abs. 1 

Nr. 4 

der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, 

dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getrof-

fen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wett-

bewerbs bezwecken oder bewirken, 

  

Abs. 1 

Nr. 5 

ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, 

der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auf-

traggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens be-

einträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maß-

nahmen nicht wirksam beseitigt werden kann, 

  

Abs. 1 

Nr. 6 

eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen be-

reits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 

Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maß-

nahmen beseitigt werden kann, 

  

Abs. 1 

Nr. 7 

das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines 

früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fort-

dauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 

Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 

  

Abs. 1 

Nr. 8 

das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien 

eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten 

hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, 

oder 

  

Abs. 1 

Nr. 9 

das Unternehmen 

a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in 

unzulässiger Weise zu beeinflussen, 

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzu-

lässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 
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c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die

die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beein-

flussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

II. Erklärung über die Eintragung im Berufs- oder Handelsregister des Staates, in dem der Be-

werber niedergelassen ist

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Eintragung im Berufs- oder 
Handelsregister gemäß 
§ 46 44 Abs. 1 VgV

Ich/Wir erkläre/n mit meiner/unserer Unterschrift, dass mein/unser 
Unternehmen / Büro ordnungsgemäß im Berufs- oder Handelsregis-
ter eingetragen ist, sofern dies gesetzlich vorgeschrieben ist, und 
dass es gewerberechtlich ordnungsgemäß angemeldet ist bzw. ent-
sprechende gewerberechtliche Erlaubnisse erteilt worden sind. 

Ein aktueller Berufs- / Handelsregisterauszug füge ich / fügen wir 
diesem Teilnahmeantrag nach Möglichkeit bei. 
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C. Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit

I. Nachweis der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3 VgV

Hinweis: Berufshaftpflichtversicherung über mindestens 3,0 Mio. € für Personenschäden und 3,0 

Mio. € für sonstige Schäden. Die Ersatzleistung der Versicherung muss mindestens das 

Zweifache der o.g. Deckungssummen pro Jahr betragen. Der Nachweis bzw. die Erklärung 

der Versicherung darf nicht älter als 12 Monate sein und muss zusammen mit diesem Teil-

nahmeantrag vorgelegt werden. Bewerbergemeinschaften müssen einen entsprechenden 

Nachweis bzw. eine Erklärung für die Bewerbergemeinschaft oder für jedes Mitglied der 

Bewerbergemeinschaft vorlegen. Eine projektbezogene Aufstockung der bestehenden Be-

rufshaftpflichtversicherung im Auftragsfall wird akzeptiert, ist jedoch mittels schriftlicher 

Versicherungsbestätigung zusammen mit diesem Teilnahmeantrag vorzulegen. 

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Versicherer 

Deckungssummen Personenschä-
den 

Deckungssummen sonstige Schä-
den 

Der Nachweis, dass die Deckung 
der Berufshaftpflichtversicherung 
entsprechend den Vorgaben der 
Vergabebekanntmachung vorhan-
den ist (aktuelle Erklärung des Ver-
sicherers, die nicht älter als 12 Mo-
nate ist) 
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Schriftliche Erklärung des Versiche-
rers, dass er im Auftragsfall bereit 
ist, eine Versicherung entsprechend 
der Bekanntmachung mit mir/uns 
abzuschließen 

II. Erklärung über den Gesamtumsatz in den letzten drei Geschäftsjahren gemäß § 45 Abs. 4 Nr.

4 VgV

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Umsätze der letzten drei 
abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre (gerechnet ab 
dem 01.01.2023) 

2023: 

2024: 

2025: 

III. Erklärung über den Umsatz im Tätigkeitsbereich des Auftrags (Fachplanungsleistungen der

Technischen Ausrüstung) in den letzten drei Geschäftsjahren gemäß § 45 Abs. 4 Nr. 4 VgV

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Umsätze vergleichbarer 
Dienstleistungen der letz-
ten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre (gerechnet 
ab dem 01.01.2023) 

2023: 

2024: 

2025: 

Hinweis: Gewichtung mit 10 %, maximal erreichbare Punktzahl = 10 
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Bewertung: Es wird der durchschnittliche Umsatz vergleichbarer Dienstleistungen der letzten drei 

Jahre bewertet 

 

10 Punkte: ≥ 500.000 € 

8 Punkte: ≥ 400.000 € 

6 Punkte: ≥ 300.000 € 

4 Punkte: ≥ 250.000 € 

2 Punkte: ≥ 200.000 € 

0 Punkte: < 200.000 €  
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D.  Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit 

 

 

 

 

I. Erklärung, aus der die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Bewerbers und die 

Zahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich ist gemäß § 46 Abs. 3 Nr. 8 

VgV 

 

  

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Erklärung (jährliches Mittel) 
über die Anzahl der Füh-
rungskräfte der letzten drei 
abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre (gerechnet ab 
dem 01.01.2023) 

2023: 

 

2024: 

 

2025: 

 

Erklärung (jährliches Mittel) 
über die Anzahl der festan-
gestellten Mitarbeitenden 
(Full-Time-Equivalent 
(FTE)) (Ingenieure*Innen, 
Bauzeichner*Innen, Tech-
niker*Innen) der letzten drei 
abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre (gerechnet ab 
dem 01.01.2023) 

 

2023: 

 

2024: 

 

2025: 

 

 

Hinweis: Gewichtung mit 15 %, maximal erreichbare Punktzahl = 10 

 

Bewertung: Es wird die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl, das heißt die Anzahl der festan-

gestellten Mitarbeitenden (FTE) zzgl. der Anzahl der Führungskräfte der letzten drei Jahre 

bewertet 

 

10 Punkte: ≥ 10 Mitarbeitende inklusive Führungskräfte 

8 Punkte: ≥ 08 Mitarbeitende inklusive Führungskräfte 

6 Punkte: ≥ 06 Mitarbeitende inklusive Führungskräfte 

4 Punkte: ≥ 05 Mitarbeitende inklusive Führungskräfte 
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2 Punkte: ≥ 04 Mitarbeitende inklusive Führungskräfte 

0 Punkte: < 04 Mitarbeitende inklusive Führungskräfte 

II. Benennung der Projektleitung für das Projekt mit Qualifikation sowie Erfahrungen der Person

in vergleichbaren Projekten anhand von Nachweisen und Referenzen gemäß § 46 Abs. 3 Nr.

2 VgV (Fachplanungsleistungen der Technischen Ausrüstung)

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Name der verantwortlichen 
Projektleitung für die 
Durchführung des Projekts 

Nachweis der Qualifika-
tion/Erfahrung sowie per-
sönliche Referenzen der 
verantwortlichen Projektlei-
tung, die Referenzprojekte 
sind im Referenzdatenblatt 
nach Anlage 5 beizufügen 

Nachweis beruflichen Befä-
higung als Anlage 

Hinweis: Gewichtung mit 25 %, maximale erreichbare Punktzahl = 10 

Bewertung: Die Qualifikation und Erfahrung der Projektleitung werden anhand von Nachweisen und 

Referenzen bewertet, die der Projektleiter / die Projektleiterin als Projektleiter/in oder stell-

vertretende/r Projektleiter/in begleitet hat. Bei der Bewertung werden die vom Bewerber 

im Referenzdatenblatt (Anlage 5) genannten Projekte (maximal zwei) herangezogen. 

Die Höchstpunktzahl in diesem Eignungskriterium kann bei zwei vergleichbaren Referen-

zen erreicht werden. 

Der Auftraggeber wird bei der Prüfung die vom Bewerber vorgelegten, zwei besten Referenzobjekte her-

anziehen. Voraussetzung für die Wertungsfähigkeit der Referenzen ist, dass es sich um Referenzen des 

Projektleiters / der Projektleiterin handelt, die nach ihrem Grad der Schwierigkeit den ausgeschriebenen 
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Fachplanungsleistungen entsprechen. Jede Referenz wird zur Erfüllung dieser Eignungsvorgabe mit ma-

ximal 10 Punkten und 50 % bewertet. Die maximale Punktezahl in diesem Eignungskriterium kann mit zwei 

Referenzen, die jeweils alle Kriterien erfüllen (10 Punkte), erreicht werden.  

Folgende Punktabzüge von der maximal erreichbaren Punktzahl von 10 je Referenz werden bei den Refe-

renzangaben vorgenommen, wenn dort die folgenden Nachweise nicht erfüllt werden: 

1. Referenz:

2 Punkte: Art der Baumaßnahme ist eine Stromversorgung im Mittelspannungsbereich mit Transfor-

matorstation, Schaltanlagen und Schutzsystemen  

1 Punkt: Im Projekt wurden ein übergeordnetes Energiemonitoring und ein Lastmanagementsystem 

umgesetzt 

1 Punkt: Im Projekt wurden mindestens zwei Niederspannungshauptverteilungen geplant und um-

gesetzt 

1 Punkt: Im Projekt wurden Mittelspannungsleitungen von mindestens 500 m im laufenden Betrieb 

im Asphalt oder vergleichbar verlegt 

2 Punkte: Bei der Baumaßnahme wurden mindestens die Anlagengruppen 4 und 5 geplant 

1 Punkt: Die Projektkosten (Kostengruppe 400 nach DIN 276 ohne Umsatzsteuer) liegen bei ≥ 1 

Mio. € 

2 Punkte: Die Leistungsphasen wurden vollständig erbracht (kein Punktabzug bei den Leistungspha-

sen 2-8), wobei die Leistungsphase 8 zu mind. 80% abgeschlossen sein muss 

2. Referenz:

2 Punkte: Art der Baumaßnahme sind mindestens 10 Ladepunkte für E-Fahrzeuge der Klassen N2 

oder N3 mit jeweils einer Nennleistung von mindestens 50 kW DC 

2 Punkte: Im Projekt wurde ein volldynamisches Lademanagementsystem umgesetzt 

2 Punkte: Bei der Baumaßnahme wurden mindestens die Anlagengruppen 4 und 5 geplant 
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2 Punkte: Die Projektkosten (Kostengruppe 400 nach DIN 276 ohne Umsatzsteuer) liegen bei ≥ 1 

Mio. € 

2 Punkte: Die Leistungsphasen wurden vollständig erbracht (kein Punktabzug bei den Leistungspha-

sen 2-8), wobei die Leistungsphase 8 zu mind. 80% abgeschlossen sein muss 

III. Benennung der stellvertretenden Projektleitung für das Projekt mit Qualifikation sowie Erfah-

rungen der Person in vergleichbaren Projekten anhand von Nachweisen und Referenzen ge-

mäß § 46 Abs. 3 Nr. 2 VgV (Fachplanungsleistungen der Technischen Ausrüstung)

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Name der stellvertreten-
den Projektleitung für die 
Durchführung des Projekts 

Nachweis der Qualifika-
tion/Erfahrung sowie per-
sönliche Referenzen der 
stellvertretenden Projekt-
leitung, die Referenzpro-
jekte sind im Referenzda-
tenblatt nach Anlage 5 bei-
zufügen 

Nachweis beruflichen Befä-
higung als Anlage 

Hinweis: Gewichtung mit 20 %, maximale erreichbare Punktzahl = 10 

Bewertung: Die Qualifikation und Erfahrung der stellvertretenden Projektleitung werden anhand von 

Nachweisen und Referenzen bewertet, die der stellvertretende Projektleiter / die stellver-

tretende Projektleiterin als Projektleiter/in oder stellvertretende/r Projektleiter/in begleitet 

hat. Bei der Bewertung werden die vom Bewerber im Referenzdatenblatt (Anlage 5) 

genannten Projekte (maximal zwei) herangezogen. Die Höchstpunktzahl in diesem Eig-

nungskriterium kann bei zwei vergleichbaren Referenzen erreicht werden. 
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Der Auftraggeber wird bei der Prüfung die vom Bewerber vorgelegten, zwei besten Referenzobjekte her-

anziehen. Voraussetzung für die Wertungsfähigkeit der Referenzen ist, dass es sich um Referenzen des 

Projektleiters / der Projektleiterin handelt, die nach ihrem Grad der Schwierigkeit den ausgeschriebenen 

Fachplanungsleistungen entsprechen. Jede Referenz wird zur Erfüllung dieser Eignungsvorgabe mit ma-

ximal 10 Punkten und 50 % bewertet. Die maximale Punktezahl in diesem Eignungskriterium kann mit zwei 

Referenzen, die jeweils alle Kriterien erfüllen (10 Punkte), erreicht werden.  

Folgende Punktabzüge von der maximal erreichbaren Punktzahl von 10 je Referenz werden bei den Refe-

renzangaben vorgenommen, wenn dort die folgenden Nachweise nicht erfüllt werden: 

1. Referenz:

2 Punkte: Art der Baumaßnahme ist eine Stromversorgung im Mittelspannungsbereich mit Transfor-

matorstation, Schaltanlagen und Schutzsystemen  

1 Punkt: Im Projekt wurden ein übergeordnetes Energiemonitoring und ein Lastmanagementsystem 

umgesetzt 

1 Punkt: Im Projekt wurden mindestens zwei Niederspannungshauptverteilungen geplant und um-

gesetzt 

1 Punkt: Im Projekt wurden Mittelspannungsleitungen von mindestens 500 m im laufenden Betrieb 

im Asphalt oder vergleichbar verlegt 

2 Punkte: Bei der Baumaßnahme wurden mindestens die Anlagengruppen 4 und 5 geplant 

1 Punkt: Die Projektkosten (Kostengruppe 400 nach DIN 276 ohne Umsatzsteuer) liegen bei ≥ 1 

Mio. € 

2 Punkte: Die Leistungsphasen wurden vollständig erbracht (kein Punktabzug bei den Leistungspha-

sen 2-8), wobei die Leistungsphase 8 zu mind. 80% abgeschlossen sein muss 

2. Referenz:

2 Punkte: Art der Baumaßnahme sind mindestens 10 Ladepunkte für E-Fahrzeuge der Klassen N2 

oder N3 mit jeweils einer Nennleistung von mindestens 50 kW DC 

2 Punkte: Im Projekt wurde ein volldynamisches Lademanagementsystem umgesetzt 
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2 Punkte: Bei der Baumaßnahme wurden mindestens die Anlagengruppen 4 und 5 geplant 

2 Punkte: Die Projektkosten (Kostengruppe 400 nach DIN 276 ohne Umsatzsteuer) liegen bei ≥ 1 

Mio. € 

2 Punkte: Die Leistungsphasen wurden vollständig erbracht (kein Punktabzug bei den Leistungspha-

sen 2-8), wobei die Leistungsphase 8 zu mind. 80% abgeschlossen sein muss 

IV. Büroreferenzen über früher ausgeführte Dienstleistungsaufträge in den letzten fünf Jahren

gemäß § 46 Abs. 3 Nr. 1 VgV (Fachplanungsleistungen der Technischen Ausrüstung)

Geforderte Angaben Vom Bewerber hier anzugeben bzw. als Anlage beizufügen 

Nachweis von vergleichba-
ren Projekten seit 2021 bis 
Ablauf der Bewerbungsfrist; 
Die Referenzprojekte sind 
im Referenzdatenblatt 
nach Anlage 5 beizufügen 

Hinweis: Gewichtung mit 20 %, maximale erreichbare Punktzahl = 10 

Bewertung: Die Qualifikation und Erfahrung des Büros werden anhand von Nachweisen und Referen-

zen bewertet, die das Büro in den letzten fünf Jahren erbracht hat. Bei der Bewertung 

werden die vom Bewerber im Referenzdatenblatt (Anlage 5) genannten Projekte (ma-

ximal zwei) herangezogen. Die Höchstpunktzahl in diesem Eignungskriterium kann bei 

zwei vergleichbaren Referenzen erreicht werden. 

Der Auftraggeber wird bei der Prüfung die vom Bewerber vorgelegten, zwei besten Referenzobjekte her-

anziehen. Voraussetzung für die Wertungsfähigkeit der Referenzen ist, dass es sich um Referenzen des 

Büros handelt, die nach ihrem Grad der Schwierigkeit den ausgeschriebenen Fachplanungsleistungen ent-

sprechen. Jede Referenz wird zur Erfüllung dieser Eignungsvorgabe mit maximal 10 Punkten und 50 % 

bewertet. Die maximale Punktezahl in diesem Eignungskriterium kann mit zwei Referenzen, die jeweils alle 

Kriterien erfüllen (10 Punkte), erreicht werden.  
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Folgende Punktabzüge von der maximal erreichbaren Punktzahl von 10 je Referenz werden bei den Refe-

renzangaben vorgenommen, wenn dort die folgenden Nachweise nicht erfüllt werden: 

1. Referenz:

2 Punkte: Art der Baumaßnahme ist eine Stromversorgung im Mittelspannungsbereich mit Transfor-

matorstation, Schaltanlagen und Schutzsystemen  

1 Punkt: Im Projekt wurden ein übergeordnetes Energiemonitoring und ein Lastmanagementsystem 

umgesetzt 

1 Punkt: Im Projekt wurden mindestens zwei Niederspannungshauptverteilungen geplant und um-

gesetzt 

1 Punkt: Im Projekt wurden Mittelspannungsleitungen von mindestens 500 m im laufenden Betrieb 

im Asphalt oder vergleichbar verlegt 

2 Punkte: Bei der Baumaßnahme wurden mindestens die Anlagengruppen 4 und 5 geplant 

1 Punkt: Die Projektkosten (Kostengruppe 400 nach DIN 276 ohne Umsatzsteuer) liegen bei ≥ 1 

Mio. € 

2 Punkte: Die Leistungsphasen wurden vollständig erbracht (kein Punktabzug bei den Leistungspha-

sen 2-8), wobei die Leistungsphase 8 zu mind. 80% abgeschlossen sein muss 

2. Referenz:

2 Punkte: Art der Baumaßnahme sind mindestens 10 Ladepunkte für E-Fahrzeuge der Klassen N2 

oder N3 mit jeweils einer Nennleistung von mindestens 50 kW DC 

2 Punkte: Im Projekt wurde ein volldynamisches Lademanagementsystem umgesetzt 

2 Punkte: Bei der Baumaßnahme wurden mindestens die Anlagengruppen 4 und 5 geplant 

2 Punkte: Die Projektkosten (Kostengruppe 400 nach DIN 276 ohne Umsatzsteuer) liegen bei ≥ 1 

Mio. € 

2 Punkte: Die Leistungsphasen wurden vollständig erbracht (kein Punktabzug bei den Leistungspha-

sen 2-8), wobei die Leistungsphase 8 zu mind. 80% abgeschlossen sein muss 
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V. Beschreibung der Maßnahmen des Bewerbers zur Gewährleistung der Qualität seiner Dienst-

leistung gemäß § 46 Abs. 3 Nr. 3 VgV

Hinweis: Gewichtung mit 10 %, maximal erreichbare Punktzahl = 10 

Die Beschreibung soll dem Auftraggeber einen Einblick in die Maßnahmen des Bewerbers zur Gewährleis-

tung der Qualität seiner Dienstleistung ermöglichen. Erwartet werden Aussagen zu den nachfolgenden 

Themen, die in der Beschreibung klar gegliedert und getrennt dargestellt werden sollten: 

▪ Werden Weiterbildungsmaßnahmen der Mitarbeitenden zur Qualitätssicherung durchgeführt und

wie sehen diese Maßnahmen aus?

▪ Werden andere Aktivitäten zur Qualitätssicherung durchgeführt und wie sehen diese Maßnahmen

aus?

▪ Wie wird die die projektspezifische Qualitätssicherung zwischen Planung und Ausführung sicher-

gestellt (mit grafischer, projektspezifischer Darstellung)?

▪ Gibt es gültige Zertifikate nach DIN ISO 9001 oder vergleichbar, welche den Bewerbungsunterla-

gen in Kopie beigelegt sind?

▪ Angaben über die technische Büro-Ausrüstung mit Erläuterung der eingesetzten Hard- und Soft-

ware.

▪ Angaben über projektspezifische Qualitätssicherungsmaßnahmen.

▪ Projektspezifische Darstellung von Maßnahmen zur Einhaltung der Qualitätsziele.

Folgende Bewertung nimmt der Auftraggeber in diesem Kriterium nach den vorgenannten Vorgaben an die 

Beschreibung vor: 

0 Punkte: Darstellung fehlt oder ist inhaltlich unbrauchbar 

2 Punkte: beschriebene Maßnahmen sind brauchbar, weisen aber erhebliche Schwächen auf 

4 Punkte: beschriebene Maßnahmen sind von durchschnittlicher Qualität, weisen aber Schwächen 

in einzelnen Punkten auf 
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6 Punkte: beschriebene Maßnahmen sind von überdurchschnittlicher Qualität, weisen aber noch 

kleine Schwächen auf 

8 Punkte: beschriebene Maßnahmen sind von überdurchschnittlicher Qualität und weisen keine 

Schwächen auf 

10 Punkte: beschriebene Maßnahmen sind von deutlich überdurchschnittlicher Qualität und weisen 

besondere Qualitätsmerkmale auf 
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ERKLÄRUNG  

zur Richtigkeit der Angaben 

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung im Teilnahmeantrag einschließ-

lich aller Anlagen meinen/unseren Ausschluss von dieser und weiteren Auftragserteilungen zur Folge ha-

ben kann. 

Ich/Wir erklären mich/uns damit einverstanden, dass durch den Auftraggeber zur Überprüfung der Angaben 

unter Wahrung der Vertraulichkeit gegebenenfalls ergänzende Unterlagen angefordert werden können. 

Des Weiteren bestätige/n ich/wir mit meiner/unserer Unterschrift, dass ich/wir die Unterlagen zum Teilnah-

mewettbewerb einer vollständigen Überprüfung unterzogen habe/n und das Vorhaben sowie die für das 

Verfahren geltenden Bedingungen mit der für den Teilnahmeantrag erforderlichen Genauigkeit beurteilen 

kann/können. 

Ich/Wir erkläre/n mich/uns mit den aufgestellten Verfahrensregeln ausdrücklich einverstanden. 

Datum, Bewerbername (Firma), Name Erklärender in Klarschrift im Sinne des § 126b BGB und seine Po-

sition im Unternehmen 

……………………………………………………………………………………………………………………. 

Hinweis:  

Ist bei einer elektronischen Übermittlung in Textform der Erklärende nicht erkennbar, wird der Antrag aus-

geschlossen. 
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ANLAGENVERZEICHNIS 

− Anlage 1 – Erklärung Bewerbergemeinschaft

− Anlage 2 – Wertungsmatrix Teilnahmewettbewerb

− Anlage 3 – Verpflichtungserklärung Eignungsleihe nach § 47 VgV

− Anlage 4 – Einwilligung Datenweitergabe, Datenverarbeitung und Datenspeicherung

− Anlage 5 – Referenzdatenblatt
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ANLAGE 1 ZUM TEILNAHMEANTRAG 

Erklärung Bewerbergemeinschaft 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur 

Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 HOAI 

Nur von Bewerbergemeinschaften auszufüllen! 

Die Erklärung ist zwingend von allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft zu unterschreiben 

und vom bevollmächtigten Vertreter der Bewerbergemeinschaft zusammen mit dem Teilnahme-

antrag über die Vergabeplattform einzureichen. 

Für den Fall, dass der Zuschlag in dem Verhandlungsverfahren „Errichtung einer Versorgungs- 

und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Betriebshof Mitte | Verhandlungsverfahren 

mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische 

Ausrüstung) nach § 55 HOAI“ an unsere Bietergemeinschaft erteilt wird, erklären wir,  

− dass wir uns zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenzuschließen und für die Erfüllung

sämtlicher vertraglicher und außervertraglicher Verpflichtungen als Gesamtschuldner haf-

ten. (Rechtsform: Gesellschaft bürgerlichen Rechts gemäß § 705 ff BGB)

− dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder der Bietergemeinschaft gegenüber dem

Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt.

Bevollmächtigter Vertreter unserer Bewerbergemeinschaft im Vergabeverfahren ist: 

Name, Büro: _____________________________________________________ 

Unterschriften aller Mitglieder der Bewerbergemeinschaft: 

27 von 94



Datum, Name des Mitglieds der Bewerbergemeinschaft (Firma), Name des Unterzeichnenden in Klarschrift 

im Sinne des § 126b BGB und seine Position im Unternehmen 

……………………………………………………………………………………………………………………. 

Datum, Name des Mitglieds der Bewerbergemeinschaft (Firma), Name des Unterzeichnenden in Klarschrift 

im Sinne des § 126b BGB und seine Position im Unternehmen 

……………………………………………………………………………………………………………………. 

Datum, Name des Mitglieds der Bewerbergemeinschaft (Firma), Name des Unterzeichnenden in Klarschrift 

im Sinne des § 126b BGB und seine Position im Unternehmen 

……………………………………………………………………………………………………………………. 

Datum, Name des Mitglieds der Bewerbergemeinschaft (Firma), Name des Unterzeichnenden in Klarschrift 

im Sinne des § 126b BGB und seine Position im Unternehmen 

……………………………………………………………………………………………………………………. 
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ANLAGE 2 ZUM TEILNAHMEANTRAG 

Verpflichtungserklärung Eignungsleihe nach § 47 VgV 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur 

Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 HOAI 

Nur vom Nachunternehmer auszufüllen! 

Die Erklärung ist zwingend von jedem Nachunternehmer einzeln zu unterschreiben und vom Be-

werber zusammen mit dem Teilnahmeantrag über die Vergabeplattform einzureichen. 

Für den Fall, dass der Zuschlag in dem Vergabeverfahren „Errichtung einer Versorgungs- und 

Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Betriebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit 

Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische 

Ausrüstung) nach § 55 HOAI“  

 an den Bieter _____________________________ 

 an die Bietergemeinschaft ____________________________ 

erteilt wird, verpflichten wir uns nach § 47 VgV diesem Bieter / dieser Bietergemeinschaft gegen-

über, die folgenden Teilleistungen zu erbringen: 

____________________________________ 

____________________________________ 
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Datum, Name des Nachunternehmers (Firma), Name des Unterzeichnenden in Klarschrift im Sinne des § 

126b BGB und seine Position im Unternehmen 

……………………………………………………………………………………………………….…………………. 
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ANLAGE 3 ZUM TEILNAHMEANTRAG 

Wertungsmatrix Teilnahmewettbewerb 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur 

Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 HOAI 

Anhand der folgenden Matrix werden die Teilnahmeanträge gewertet: 

Kriterium Wichtung Punkte 
Maximal erreichbare 

Wertungspunkte 

Umsatz im Tätigkeitsbereich des Auftrags 

(Fachplanungsleistungen der Technischen 

Ausrüstung) der letzten drei Geschäftsjahre  
10% 0 bis 10 100 

Durchschnittliche jährliche Beschäftigten-

zahl des Bewerbers und die Zahl seiner Füh-

rungskräfte  
15% 0 bis 10 150 

Benennung der Projektleitung für das Projekt 

mit Qualifikation sowie Erfahrungen der Per-

son in vergleichbaren Projekten anhand von 

Nachweisen und Referenzen (Fachpla-

nungsleistungen der Technischen Ausrüs-

tung) 

25% 0 bis 10 250 
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Benennung der stellvertretenden Projektlei-

tung für das Projekt mit Qualifikation sowie 

Erfahrungen der Person in vergleichbaren 

Projekten anhand von Nachweisen und Re-

ferenzen (Fachplanungsleistungen der 

Technischen Ausrüstung) 

20% 0 bis 10 200 

Büroreferenzen über früher ausgeführte 

Dienstleistungsaufträge in den letzten fünf 

Jahren (Fachplanungsleistungen der Tech-

nischen Ausrüstung) 

20% 0 bis 10 200 

Beschreibung der Maßnahmen des Bewer-

bers zur Gewährleistung der Qualität seiner 

Dienstleistung  
10% 0 bis 10 100 

Summen 100% 1000 
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ANLAGE 4 ZUM TEILNAHMEANTRAG 

Einwilligung zur Datenweitergabe, Datenverarbeitung und Datenspeicherung 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur 

Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 HOAI 

Ich, 

Vor- und Nachname: ___________________________________________________ 

Arbeitgeber: __________________________________________________________ 

Anschrift des Arbeitgebers: ______________________________________________ 

erkläre Folgendes: 

1. Ich bin damit einverstanden, dass mein oben genannter Arbeitgeber im Rahmen des

Vergabeverfahrens „Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahr-

zeuge auf dem Betriebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach

der VgV zur Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55

HOAI“ bestimmte, nachfolgend im Einzelnen aufgeführte personenbezogene Daten an

den Auftraggeber dieses Vergabeverfahrens, namentlich die Stadt Bielefeld - Umweltbe-

trieb, weitergibt und dass meine personenbezogenen Daten vom Auftraggeber verarbeitet

und gespeichert werden.

Folgende personenbezogene Daten sind von dieser Einwilligung umfasst: 

• mein Name,

• meine Studien- und Qualifikationsnachweise,

• meine Referenzen und
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• Angaben zu meinen Berufsjahren in meinen verschiedenen Arbeitsbereichen.

2. Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten von den Auftraggebern bis zum Abschluss

des Vergabeverfahrens verarbeitet und gespeichert werden. Für den Fall, dass mein Ar-

beitgeber im Vergabeverfahren den Zuschlag erhält, bin ich damit einverstanden, dass

meine Daten auch nach Abschluss des Vergabeverfahrens bei den Auftraggebern verar-

beitet und gespeichert werden, nämlich so lange, wie dies für die Durchführung eines aus

dem Vergabeverfahren resultierenden Vertrages zwischen den Auftraggebern und mei-

nem Arbeitgeber erforderlich ist.

3. Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten an Vertreter der Auftraggeber als Dritte,

zum Beispiel an Rechtsanwälte der Auftraggeber, weitergegeben werden und von diesen

im Rahmen ihrer vertraglichen Verpflichtungen gegenüber den Auftraggebern verarbeitet

und gespeichert werden.

4. Ich wurde darauf hingewiesen, dass ich diese Einwilligung jederzeit widerrufen kann.

Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilli-

gung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Für den Widerruf genügt eine

in Textform verfasste Nachricht an:

Stadt Bielefeld - Umweltbetrieb 

Die Betriebsleitung 

Eckendorfer Straße 57 

33609 Bielefeld 

lukas.kedziora@bielefeld.de 

Datum, Name des Mitarbeitenden in Klarschrift im Sinne des § 126b BGB und seine Position im Unterneh-

men 

……………………………………………………………………………………………………………………. 
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ANLAGE 5 ZUM TEILNAHMEANTRAG 

Referenzdatenblatt 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur 

Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 HOAI 

Referenzprojekt Nr.  für  Büro 

 Projektleitung 

 Stellv. Projektleitung 

Bezeichnung des Projekts 

Art der Maßnahme  Neubau 

 Umbau / Erweiterung 

 Sonstiges: ……………………………………… 

Auftraggeber  Öffentlicher Auftraggeber 

 Privater Auftraggeber 

Name:  

Anschrift:  

Ansprechpartner: 

Telefondurchwahl: 

Jahr der Fertigstellung (MM/JJJJ) 

[Abschluss LPH 8] 
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Erbrachte und abgerechnete Leistungen [Leis-

tungsphasen gem. HOAI] 

Einstufung in die Honorarzone 

Projektkosten gemäß Kostengruppe 400 in 

EUR netto (nach DIN 276-2018) 

Gesamtprojekt:   EUR 

Anteil KG 410:     EUR 

Anteil KG 440:     EUR 

Anteil KG 450:     EUR 

Objektart  Übergeordnetes Energiemonitoring und Lastmanage-

mentsystem 

 ≥ 10 Ladepunkte insgesamt (für E-Fahrzeuge der Klas-

sen N2 oder N3 mit jeweils einer Nennleistung von 

mindestens 50 kW DC) 

 Errichtung Transformatoren, Schaltanlagen und / oder 

Schutzsysteme 

 Konzeption Niederspannungsverteilung 

 Umbau unter Beachtung der geltenden Brandschutz-

maßnahmen 

 Volldynamisches Lademanagementsystem 

 Sonstiges ……………………………. 

Maßnahme im laufenden Betrieb  ja 

 nein 

Planungs- und Bauzeiten Planungsbeginn:  [mm.jjjj] 

Beginn Bauausführung:   [mm.jjjj] 

Inbetriebnahme:  [mm.jjjj] 

Projektbeschreibung liegt als Anlage bei: 

 ja 

 nein 
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Referenzschreiben liegt als Anlage bei: 

 ja 

 nein 

*Je Referenzdatenblatt ist die zusätzliche Darstellung auf max. 1 Seite DIN A3 oder 2 Seiten DIN A4 als

Anlage zu begrenzen. Der Inhalt der zusätzlichen Darstellung ist frei wählbar (kurze Projektbeschreibung,

Pläne, Visualisierungen etc.).

Sofern bestätigte Referenzschreiben der Auftraggeber vorliegen, können diese der jeweiligen An-

lage beigefügt werden. Alternativ kann dieses Referenzblatt durch den jeweiligen Auftraggeber be-

stätigt werden (bitte mit Unterschrift, Datum und Stempel) oder als Eigenerklärung des Bewerbers 

eingereicht werden. 
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Eigenerklärung 

zur Umsetzung von Artikel 5ki Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014, 

zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2023/2878 des Rates  

vom 18. Dezember 2023  

1. Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir nicht zu den genannten Personen oder Unternehmen gehören, die

einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen,

a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung des
Bewerbers/Bieters in Russland,

b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der
Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter über das Halten von Anteilen im
Umfang von mehr als 50%,

c) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder
Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft.

2. Ich/wir erkläre(n), dass die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen,
deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch
genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt,
ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im
Sinne der Vorschrift gehören.

3. Ich/Wir bestätigen und stellen sicher, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als
Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der
Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten
Unternehmen eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt.

Mit der elektronischen Abgabe dieser Eigenerklärung über das Bietertool des Vergabemarktplatzes 

NRW zusammen mit dem Teilnahmeantrag, der Interessenbestätigung oder dem Angebot gilt 

diese als vom Bewerber bzw. Bieter unterschrieben. 

Bei der Abgabe des Teilnahmeantrages, der Interessenbestätigung oder dem Angebot durch eine 

Bewerber-/Bietergemeinschaft gilt diese Erklärung durch die nachstehende Angabe der Mitglieder 

der Bewerber-/Bietergemeinschaft von jedem Mitglied als unterschrieben: 

Name der Mitglieder der Bewerber-/Bietergemeinschaft: 

_______________________________________________________________________ 

Name des Unternehmens 

_______________________________________________________________________ 

Name des Unternehmens 

_______________________________________________________________________ 

Name des Unternehmens 

_______________________________________________________________________ 

Name des Unternehmens 

_______________________________________________________________________ 

Name des Unternehmens 
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i Artikel 5k  Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 
2023/2878 des Rates vom 18.12.2023 lautet wie folgt:

(1) Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die
öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8,
Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter Artikel 7 Buchstaben a
bis d, Artikel 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21
Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU sowie unter Artikel 13
Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen
oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen
weiterhin zu erfüllen:

a) russische Staatsangehörige, in Russland ansässige natürliche Personen oder in Russland
niedergelassene juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar
von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung
einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln, einschließlich — wenn auf sie mehr als 10 %
des Auftragswerts entfällt — Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der
Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung
von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für

a) den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer
radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die
Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen wie des
Vorhabens Paks II und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer
Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen
Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und
Entwicklung,
b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in
ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland,
einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach
dem Völkerrecht Immunität genießen, oder
e) soweit nicht nach Artikel 3m oder 3n verboten – den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl,
einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und
Eisenerz aus oder durch Russland in die Union.

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach
diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4) Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen,
die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.“
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Eigenerklärung zur Eignung 

Seite 1 

Name und Anschrift des Bewerbers 

Ort: 

Datum: 

Telefon: 

Fax: 

E-Mail:

Az.-Nr.: Projekt-Nr. 2026_0235 

Stadt Bielefeld 

Die Oberbürgermeisterin 

August-Bebel-Straße 92 

33602 Bielefeld 

Eigenerklärung zur Eignung 
(vom Bewerber/Bieter bzw. Mitglied der Bewerber-/Bietergemeinschaft 

und ggf. von seinen Nachunternehmern / Unterauftragnehmern soweit diese keine EEE abgeben wollen, auszufüllen) 

Bezeichnung der Leistung: 

Projekt: Planungsleistungen Ladeinfrastruktur Umweltbetrieb 

Leistung: VgV-Verfahren: Planung der technischen Ausrüstung 

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb [§ 45 (4) Nr. 2 VgV] 

Angaben zum Nachweis einer Berufshaftpflicht-
versicherung 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir im Auftragsfall eine Berufshaft-
pflichtversicherung mit einer Deckungssumme für Personenschä-
den in Höhe 3,0 Mio. € und für sonstige Schäden (Sach- und 
Vermögensschäden) in Höhe von 3,0 Mio. € abschließen. 
werde(n). 
Die Ersatzleistungen der Versicherung müssen mindestens das 

Zweifache der genannten Deckungssumme pro Jahr betragen..   

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb [§ 45 (4) Nr. 4 VgV] 

Jahr Gesamtumsatz 
Umsatz im Tätigkeitsbe-

reich des Auftrags 

Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewer-
bers und seinen Umsatz im Tätigkeitsbereich des 
Auftrags in den letzten drei Geschäftsjahren 
(brutto). 

2024  €  € 

2023  €  € 

2022  €  € 

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb [§ 46 (3) Nr. 1 VgV] 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten drei Geschäftsjahren (01.02.2023 - 31.01.2025) Leistungen erbracht 
habe(n), die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind.  

Nachweise für die Wertung der Teilnahmeanträge: 

R1  Referenz des Bewerbers: 
Bezeichnung des Auftraggebers und des Projektes: 
Gemäß Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb (Wertung → vgl. Punkt 7.2 - § 46 (3) Nr. 1 VgV) und 
Bewertungsmatrix 

R2:   Referenz des Bewerbers: 
Bezeichnung des Auftraggebers und des Projektes: 
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Eigenerklärung zur Eignung  
 

 

 
 Seite 2
   

Gemäß Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb (Wertung → vgl. Punkt 7.2 - § 46 (3) Nr. 1 VgV) und 
Bewertungsmatrix 

        

       
 

Es können auch mehr als zwei Referenzen angegeben werden, diese sind dann auf einer gesonderten Anlage vorzu-
nehmen, diese gehen jedoch nicht in die Wertung ein. Für die zu wertenden Teilnahmeanträge sind die beiliegenden 
Referenzdatenblätter zwingend zu verwenden.  

 

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zu Teilnahmewettbewerb [§ 46 (3) Nr. 8 VgV] 

Die Anzahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich be-
schäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufs- 
bzw. Lohngruppen mit extra ausgewiesenen Füh-
rungskräften, ggf. auf gesonderter Anlage darstel-
len. 

1. 2024 
Führungskräfte            
Mitarbeiter                     
                                    

2. 2023 
Führungskräfte            
Mitarbeiter                     
                                    

3. 2022 
Führungskräfte            
Mitarbeiter                   
                                    

 

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zu Teilnahmewettbewerb [§ 44 (1) VgV] 

Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder 
Wohnsitzes 

  Ich bin / Wir sind eingetragen im Handelsregister 

 unter der Nummer:       

 beim Amtsgericht:       

 
Ich bin / Wir sind nicht zur Eintragung in das Handelsregis-
ter verpflichtet. 

Ich gehöre / Wir gehören zu 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

freiberuflichen Ingenieuren 
 
freiberuflichen Architekten 
 
Ingenieur- und Architektenkammer 
 
zugelassenen Prüfingenieuren 
 
      

 

Bezugshinweis: § 124 (1) Nr. 2 GWB 

 Ja Nein 

Angabe, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröff-
net oder die Eröffnung beantragt worden ist oder 
der Antrag mangels Masse abgelehnt oder ein In-
solvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde 

Ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichba-
res gesetzlich geregeltes Verfahren wurde be-
antragt. 

  

Ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichba-
res gesetzlich geregeltes Verfahren wurde er-
öffnet. 

  

Ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens oder eines vergleichbaren gesetzlich 
geregelten Verfahrens wurde mangels Masse 
abgelehnt. 

  

Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestä-
tigt. 

  

Falls ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde, werde(n) ich/wir ihn auf Verlangen vorlegen. 

Angabe, ob sich das Unternehmen in Liquidation 
befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat. 

Mein/Unser Unternehmen befindet sich in Li-
quidation oder hat seine Tätigkeit eingestellt. 
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 Eigenerklärung zur Eignung 
 

 

 
 Seite 3 

Bezugshinweis: Ausschlussgründe gemäß § 123 (1) GWB, § 123 (4) Nr. 1 GWB sowie § 124 (2) GWB 

Angabe, dass nachweislich keine schwere Ver-
fehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit 
als Bewerber in Frage stellt 

Ich erkläre / Wir erklären, dass für mein/unser Unternehmen 
keine Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen bzw. bei 
nationalen Vergabeverfahren keine schweren Verfehlungen vor-
liegen, die meine/ unsere Zuverlässigkeit in Frage stellen. 
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht 
– gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungs-

gesetz oder 
– gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder 
– gem. § 19 Mindestlohngesetz  
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer 
Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße 
von mehr als 2.500 Euro belegt worden bin/sind. 

Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber von den Bewerbern, welche zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden sollen bzw. von dem Bieter, dessen Angebot beauftragt werden soll, einen Auszug aus dem Ge-
werbezentralregister gem. § 150a GewO beim Bundesamt für Justiz anfordern. 

 

Bezugshinweis: § 123 (4) Nr. 1 GWB 

Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur ge-
setzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß 
erfüllt ist, soweit sie der Pflicht zur Beitragszah-
lung unterliegen 

Ich erkläre / Wir erklären, dass ich/wir meine/unsere Verpflich-
tung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge 
zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur 
Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt habe/haben. 

 

Bezugshinweis: § 125 GWB 

 Ich erkläre/wir erklären, dass zwar für mein/unser Unternehmen Ausschlussgründe gemäß vorstehender Regelun-
gen vorliegen, ich/wir jedoch für mein/unser Unternehmen Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen habe(n), durch 
die für mein/unser Unternehmen die Zuverlässigkeit wieder hergestellt wurde. 
 
Der Auftraggeber wird von den Bewerbern, welche zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen bzw. von dem 
Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll, Nachweise hinsichtlich einer eventuell durchgeführten 
Selbstreinigung anfordern. 

 

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb [§ 46 (3) Nr. 9 VgV] 

Angaben zur Ausstattung, Geräte und technischer 
Ausrüstung über die der Bewerber zur Erfüllung 
der Dienstleistung verfügt 
(inkl. verwendete Hardware und Software) 

Die nötigen Erklärungen mache(n) ich/wir in einer gesonderten 
Anlage 

                           - entfällt - 

 

Bezugshinweis: Zu Punkt 7 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb [§ 46 (3) Nr. 3 VgV] 

Angaben zu Maßnahmen des Bewerbers zur Ge-
währleistung der Qualität 

Die nötigen Erklärungen mache(n) ich/wir in einer gesonderten 
Anlage 
                                       

 

Bezugshinweis: zu Punkt 7 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb [§ 46 (3) Nr. 2 VgV] 

Angabe zu den Personen, die die Leistung tatsächlich erbringen  

Namen der Personen mit Funktion 
(auch technische Leitung) 

Berufliche Qualifikation Berufserfahrung in 
Jahren 

 
Projektleitung: 

  

Stellv. Projektleitung   

 

Entsprechende Nachweise in Form von Studiennachweisen oder sonstigen Bescheinigungen bzw. Angaben 
wie Berufserfahrung und ausgeübten Tätigkeiten zu den Personen sind auf einer gesonderten Anlage mit 
dem Teilnahmeantrag bzw. Angebot einzureichen. 

 
 

42 von 94



Eigenerklärung zur Eignung  
 

 

 
 Seite 4
   

Anlagen 

1) Referenzdatenblätter Punktewertung mit Projektbeschreibungen (R1 - R3) - Bewerber aus den letzten 
drei Geschäftsjahren gem. § 46 (3) Nr. 1 VgV 
 

2) Projektleiter: Nachweis → Lebenslauf mit Fokus auf die relevanten, geforderten Tätigkeitsfelder gem. § 
46 (3) Nr. 2 VgV 

 
3)     Stellv. Projektleiter: Nachweis → Lebenslauf mit Fokus auf die relevanten, geforderten Tätigkeitsfelder 

gem. §    
        46 (3) Nr. 2 VgV 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 ............................................................ ........................................ ................................................................................ 
 (Ort) (Datum) (Name) 
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Aufgabenbeschreibung nach § 5 Abs. 5 und Abs. 16 des Planungsvertrages für die 

Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) 

Die Abwicklung der Fachplanerleistungen im Rahmen der nach der HOAI geschuldeten 

Leistungen erfolgt entsprechend der nachfolgenden, wesentlichen Anforderungen, die vom 

Auftragnehmer zwingend zu beachten sind: 

Allgemein 

► Zulieferung eines wöchentlichen Status über die Baustellensituation in einem kurzen präg-

nanten Statusbericht (in einem Soll/Ist-Abgleich, Termine, Kosten, Qualitäten)

► Der Baustellenstand und eine Vorausschau sind dem Bauherrn in der Regel 14-tägig, min-

destens einmal im Monat im Rahmen einer Besprechung darzulegen.

► Führen von Listen bezüglich Behinderungsanzeigen, Bedenkenanzeigen und Inverzugset-

zungen.

► Regelmäßige Kostenbesprechungen in Bezug auf Ausführungsoptionen zum Beispiel als Re-

aktion auf Submissionsergebnisse.

► Vorschläge für Ordnerstrukturen, Codierungen, Planverteilungen etc. für das Projektkommu-

nikationssystem .

Terminplanung 

► Als Basis für die Ausschreibung /Auftragsbestandteil Firmen: Erstellung eines Bauzeitenpla-

nes als Balkenterminplan mit Gewerkezuordnung je Balken mit Angabe von Fristen (Ausfüh-

rungs- und Vertragsfristen) und Abläufen ohne konkrete Benennung von datumsgenauen

Terminen

► Angaben für die Erstellung eines Bauzeitenplanes als Balkenterminplan mit Gewerkezuord-

nung je Balken an die Objektplanung über die Berücksichtigung aller haustechnischen Bau-

leistungen einschl. Inbetriebnahmen, Wirkprinzipprüfung etc., die der Auftragnehmer dem

Objektplaner als Zutrag übergibt.

► Abgleich des Bauzeitenplanes in jeder Baubesprechung mit den ausführenden Firmen und

dem Sicherheitskoordinator.

► Information des Bauherrn/der Projektsteuerung über Terminabweichung und Erläuterung

bzw. Darlegung der Maßnahmen.
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► Vorbereiten und Abstimmen von Bauzeitenplänen mit den Firmen für die Vertragsanpassung

bei evtl. Abweichungen vom Vertragsterminplan. Dies hat so zu erfolgen, dass der Bauherr

von dem Objektplaner den durch die Firmen unterschriebenen Terminplan erhält und diesen

somit zum neuen Vertragsbestandteil machen kann.

► Angaben und Fortschreibung des Ausschreibungs- und Vergabeterminplans (unter Berück-

sichtigung aller Fristen je Vergabeverfahren) an den Objektplaner.

Vergabe 

► Berücksichtigung der Leistungserbringung hinsichtlich der Schnittstellen HOAI/VOB in den

Ausschreibungsunterlagen (in Vorbemerkungen, besondere Vertragsbedingungen etc.).

► Vorbereitung der Ausschreibung in den einzelnen Gewerken unter Verwendung der Form-

blätter aus dem Vergabehandbuch des Bundes (VHB-Formblätter).

► Formelle, rechnerische und fachtechnische Angebotsauswertung (Abgleich der Präqualifizie-

rung mit der PQ-Datenbank).

► Teilnahme, Protokollierung und Dokumentation von Aufklärungsgesprächen.

► Anfordern von einheitlichen allgemeinen LV-Vorbemerkungen von der Objektplanung

► Klärung umlagerelevanter Themen vor Ausschreibung (Bauwasser, Strom etc.).

► Bearbeitung der Vertragsformblätter für die öffentliche Vergabe (Vertragstermine, Vorlage-

pflicht Urkalkulation, Bindefristen, Vertragsstrafe etc.).

Bauleitung vor Ort 

► Für jedes Gewerk ist vor dem Beginn der Ausführung ein formales Einweisungsgespräch

durchzuführen.

► Die Bauleitung hat entsprechend dem Bauausführungsstand die Baustelle regelmäßig zu

begehen.

► Zu Beginn eines ausführenden Gewerkes oder der Arbeiten in Teilbereichen ist durch die

Objektüberwachung eine höhere Überwachungsintensität zu erbringen.

► Die Bauleitung hat sich zu jeder Zeit eng mit dem Technischen Leiter des Auftraggebers

abzustimmen.

Nachtragsbearbeitung 

► Sofern der Planer die Notwendigkeit von zusätzlichen Beauftragungen sieht, hat dieser im

Rahmen der Leistungsphase 6 und 7 HOAI die Erstellung der Ausschreibungstexte analog

zu der Ausschreibung des Hauptauftrages eigenhändig zu erstellen und eine Angebotsprü-

fung mit Prüfvermerk durchzuführen. Die Prüfungskriterien sind der Aufstellung (Anlage) zu

entnehmen.
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► Das Nachtrags-Leistungsverzeichnis ist durch den Planer so frühzeitig zu erstellen, dass die

Bauausführung nicht gestört wird.

► Bei kurzfristig notwendigen Leistungen hat der Planer den Umfang als Ausschreibungstext

zu verfassen und die Angebotshöhe mit der Firma als ca. Summe maximal zu vereinbaren,

sodass der Bauherr diese anordnen kann.

► Führen einer Nachtragsliste und Verfolgung der Kosten.

Stundenlohnarbeiten 

► Stundenlohnarbeiten sind vor Ausführung hinsichtlich des Umfangs der Leistung und veran-

schlagtem Stundenaufwand zwischen Bauleitung und Firma zu vereinbaren.

► Sofern Stundenlohnarbeiten über den in der Ausschreibung veranschlagten Umfang hinaus

gehen, sind Leistungspositionen in Form von Nachträgen durch den Planer zu erstellen, die

diesen Umfang abdecken und den Prüfungskriterien von Nachträgen (siehe Nachtragsprü-

fung) entsprechen.

Dokumentation 

► Dokumentationsunterlagen und Revisionspläne der Unternehmen sind für die Gewerke im

Bereich der technischen Ausrüstung durch die Objektüberwachung 6 Wochen vor Fertigstel-

lung der Leistung zu übermitteln. Diese sind durch die Objektüberwachung zu prüfen und zu

sammeln, sodass der Bauleitung die Dokumentation zur Abnahme vollständig vorliegt.

Behinderungsanzeigen 

► Behinderungsanzeigen sind durch engen Kontakt und regelmäßige Kommunikation mit den

Firmen vorzubeugen.

► Geht eine Behinderungsanzeige ein, so ist diese als Warn- und Hinweisfunktion der Firmen

zu verstehen. Hierauf ist unverzüglich zu reagieren.

► Sofern Behinderungszeiträume entstehen, sind diese unmittelbar nach Behinderungsende

durch den Planer einvernehmlich mit den Firmen zu vereinbaren.

Bedenkenanzeigen 

► Bedenkenanzeigen sind durch engen Kontakt und regelmäßige Kommunikation mit den Fir-

men vorzubeugen.

► Geht eine Bedenkenanzeige ein, so hat der Planer mit den Firmen über Ortstermine und

Besprechungen Vorgehensweisen abzustimmen, damit die Bedenken ausgeräumt werden.
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Bautagebuch 

► Das Bautagebuch ist durch die Objektüberwachung zu erstellen und zu führen, sofern ein

Projektraum eingerichtet wird als digitales Bautagebuch.

► Im Bautagebuch sind jegliche Abweichungen zum Bausoll zu dokumentieren.

► Das Bautagebuch ist wöchentlich unaufgefordert der Projektsteuerung zu übermitteln oder

zugänglich zu machen.

Schriftverkehr 

► Vertragsrelevanter Schriftverkehr, Inverzugsetzungen, Beantwortungen von Behinderungs-

anzeigen sowie Beantwortungen von Bedenkenanzeigen können auf direktem Wege durch

den Planer erfolgen (ggf. Vollmacht Bauherr).

Abnahme 

Die Abnahme ist wie folgt durchzuführen: 

► Vorbegehung durch den Planer mit den Firmen aller Gewerke und Feststellung der Mängel

in Form von digital erstellten Listen.

► Paraphierung der gemeinsamen Listen.

► Festlegung einer Frist zur Abarbeitung aller Mängel innerhalb der geplanten Bauzeit.

► Begleitung der Prüfsachverständigen bei deren Begehungen und Verfolgen der Mängel über

Mängellisten.

► Begehung in Vorbereitung der förmlichen Abnahme durch den Bauherrn.

► Wiederholte Begehung aller Gewerke mit den Firmen und Feststellung der Mängelabarbei-

tung bzw. zusätzlicher Mängel bedingt durch den Baufortschritt.

► Paraphierung der gemeinsamen Listen.

► Die Mängel der Prüfsachverständigen sind zu integrieren.

► Vorschlagen einer Mängelbeseitigungsfrist gegenüber dem Bauherrn.

► Zusammenstellen aller vertragsrelevanten Unterlagen zur Abnahme. (z.B. Inhaltsangaben,

Ausfüllen des Abnahmeformulars, Anlagen wie z.B. Mängelliste, Nachtragsliste, Behinde-

rungsanzeigen, Bedenkenanzeigen etc.)

► Zusammenstellen aller relevanten Unterlagen für die behördliche Abnahme.

► Koordination und Dokumentation der Einweisungen durch die ausführenden Firmen gegen-

über dem Nutzer.

► Integrierung Abnahme- und Inbetriebnahmeprozesse in Planung und Ausschreibung

Rechnungsprüfung 

► Controlling der Mehr- und Mindermengen in den einzelnen Gewerken.

47 von 94



► Führen einer Liste bezüglich auftretender Mehr- und Mindermengen in den betreuten Gewer-

ken. 

► Anzeigen der Mehr- und Mindermengen in den Gewerken durch den Planer gegenüber dem 

Bauherrn und der Projektsteuerung unverzüglich nach Eintritt dieser.  

► Klärung des Umfangs von Rechnungen vor Rechnungsstellung (gemeinsames Aufmaß). 
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Planungsvertrag 

(Leistungsbild Technische Ausrüstung) 

für das Projekt zur 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge 

auf dem Betriebshof Mitte 

zwischen 

der Stadt Bielefeld - Umweltbetrieb, 

vertreten durch die Betriebsleitung,  

Eckendorfer Straße 57, 

33609 Bielefeld 

- nachfolgend: „Auftraggeber“ -

und 

… 

- nachfolgend: „Auftragnehmer“ –

Information:  Der Name des obsiegenden Bieters wird hier ergänzt! 
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PRÄAMBEL 

Der Auftraggeber übernimmt als eigenbetriebsähnliche Einrichtung kommunale Aufgaben im Be-

reich der Infrastruktur, der Daseinsvorsorge und des Umweltschutzes für die Stadt Bielefeld. 

Die Aufgaben verteilen sich auf die Bereiche Stadtentwässerung, Straßenreinigung und Winter-

dienst, Abfallentsorgung und Wertstofferfassung, Straßeninstandhaltung und Beschilderung, Un-

terhaltung der städtischen Grünflächen und Friedhöfe, Objektplanung und Neubau von Grünan-

lagen sowie die Bewirtschaftung des Bielefelder Tierparks. 

Der Auftraggeber beabsichtigt die schrittweise Elektrifizierung seines Fahrzeugbestandes im Ein-

klang mit den kommunalen Klimaschutz- und Nachhaltigkeitszielen. Hierzu ist der Aufbau einer 

bedarfsgerechten, skalierbaren und zukunftssicheren Ladeinfrastruktur erforderlich. 

Ziel der Maßnahme ist die Planung und Umsetzung einer leistungsfähigen elektrischen Versor-

gungs- und Ladeinfrastruktur, welche den aktuellen sowie den prognostizierten zukünftigen Ener-

gie- und Leistungsbedarf des elektrisch betriebenen Fuhrparks zuverlässig abdeckt und einen 

wirtschaftlichen, sicheren sowie störungsarmen Betrieb gewährleistet. 

Aufgrund der Verteilung der Fahrzeugstellplätze auf mehrere Abstellflächen ist eine zentrale 

Energieversorgungsstruktur zu planen. Hierzu ist die Errichtung einer zentral gelegenen Trans-

formatoren- bzw. Versorgungsstation auf dem Betriebsgelände vorzusehen, unter Berücksichti-

gung optimierter Trassenführung und minimierter Leitungswege. Eine optionale Versorgung der 

Ladeinfrastruktur durch Photovoltaik oder von Netzersatzanlagen ist zu berücksichtigen. 

Daher hat der Auftraggeber ein europaweites Vergabeverfahren zur Beauftragung der Fachpla-

nungsleistungen der Technischen Ausrüstung nach § 55 Honorarordnung für Architekten und 

Ingenieure (HOAI) für das Bauvorhaben (Beauftragung erfolgt stufenweise LPH 1 – 3, LPH 4 – 

7, LPH 8 und LPH 9) nach den Vorgaben der Vergabeverordnung (VgV) durchgeführt. Der Auf-

ragnehmer legte in diesem Vergabeverfahren das wirtschaftlichste Angebot vor und erhielt den 
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Zuschlag. Er übernimmt für das geplante Bauvorhaben die die Fachplanungsleistungen (Leis-

tungsbild Technische Ausrüstung) entsprechend den nachfolgenden Bestimmungen. Dies vo-

rausgeschickt, vereinbaren die Parteien Folgendes: 
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§ 1  

Gegenstand des Vertrages 

 

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich gegenüber dem Auftraggeber, die in § 4 Abs. 1 dieses 

Vertrages näher beschriebenen Leistungen der Fachplanung (Leistungsbild Technische 

Ausrüstung) für das Bauvorhaben zu erbringen. Die Leistungen beinhalten die Anlagen-

gruppen 1, 4 und 5 nach § 53 Abs. 2 HOAI. 

 

(2) Die Planungsleistungen der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) für das 

Bauvorhaben werden nach Maßgabe der Vergabeunterlagen sowie der weiteren Angaben 

und Unterlagen aus dem Vergabeverfahren nach Anlage 1 erbracht. Die Ausführungs-

qualität darf nicht reduziert werden. Etwas Anderes bedarf der schriftlichen Zustimmung 

des Auftraggebers.  

 

 

§ 2  

Vertragsgrundlagen 

 

(1) Grundlagen dieses Vertrages und maßgebend für den Leistungsumfang des Auftragneh-

mers sind die einschlägigen zwingenden Bestimmungen der Europäischen Union, der 

Bundesrepublik Deutschland und des Landes Nordrhein-Westfalen sowie – vorbehaltlich 

der Regelungen dieses Vertrages und seiner Anlagen – die folgenden Regelungen in der 

bei Vertragsschluss jeweils geltenden Fassung in der folgenden Reihenfolge: 

 

a) Die Vergabeunterlagen sowie der weiteren Angaben und Unterlagen aus dem 

Vergabeverfahren nach Anlage 1;  

 

b) das verbindliche Angebot des Auftragnehmers nach Anlage 2; 

 

c) die DIN 276 in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung, soweit die Vorschriften 

der HOAI nicht etwas anderes vorsehen; 

 

d) die HOAI in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung;  
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e) die anerkannten Regeln der Technik sowie die einschlägigen technischen Normen, 

Richtlinien und Bestimmungen, soweit sie den anerkannten Regeln der Technik 

entsprechen;  

 

f) die Bauordnung NRW sowie sonstige, einschlägige baurechtliche und öffentlich-

rechtliche Vorschriften;  

 

g) die Bestimmungen über den Werkvertrag (§§ 631 ff. BGB); 

 

h) die übrigen gesetzlichen Bestimmungen;  

 

(2) Unterlagen wie etwaige erste Angebote (nicht jedoch das verbindliche Angebot), Proto-

kolle oder Korrespondenz sind nicht Vertragsbestandteil, soweit sie nicht in diesem Ver-

trag und den Vertragsanlagen ausdrücklich erwähnt werden. Sie sind allenfalls mit zeitli-

cher Rangfolge (neu vor alt) unter Beachtung der Regelung „speziell vor allgemein“ zur 

Auslegung des Vertrages heranzuziehen.  

 

(3) Allgemeine Geschäfts-, Liefer- und/oder Vertragsbedingungen des Auftragnehmers sind 

nicht Vertragsbestandteil, auch wenn diesen nicht explizit widersprochen wurde.  

 

 

§ 3  

Planungsziele des Auftraggebers 

 

(1) Der Auftragnehmer schuldet eine baugestalterische, technisch und wirtschaftlich erfolg-

reiche Umsetzung der Planungsleistungen nach den anerkannten Regeln der Technik.  

 

(2) Darüber hinaus hat der Auftragnehmer folgende Zielvorstellungen und Zielvorgaben des 

Auftraggebers, die sich im Einzelnen aus den Vergabeunterlagen ergeben, zur Herbeifüh-

rung des vertraglich geschuldeten Werkerfolgs einzuhalten:  

 

a) Generelle Ziele 

 

Der Auftragnehmer hat mit seinen Leistungen sicherzustellen, dass die nachfol-

gend aufgeführten generellen Ziele erreicht werden:  
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• Errichtung der Ladeinfrastruktur für die größtmögliche Zahl von Elektrofahr-

zeugen auf den neusten technischen Stand; 

• eine optimale Organisation, Entwicklung und Abwicklung von Vertragsbe-

ziehungen unter Ausschluss von Doppelbeauftragungen; 

• zukunftsorientierte nachhaltige technische Ausstattung durch moderne Ge-

bäudetechnik und -steuerung; 

• Umsetzung der Zielvorstellungen des Auftraggebers gemäß den Vergabe-

unterlagen sowie der weiteren Angaben und Unterlagen aus dem Verga-

beverfahren nach Anlage 1; 

 

b) Planungsgrundsätze 

 

Der Auftragnehmer wird darauf hinwirken, dass folgende Planungsgrundsätze und 

Zielvorstellungen eingehalten und erreicht werden:  

 

• optimale Dokumentation von Schnittstellen und Verantwortlichkeiten 

• Optimierung der Organisation im Hinblick auf die Durchsetzung von Ver-

tragserfüllungs- und Gewährleistungsansprüchen. 

 

c) Wirtschaftliche Zielvorstellungen 

 

Der Auftragnehmer hat ferner die nachfolgend aufgeführten wirtschaftlichen Ziel-

vorstellungen unter Einhaltung der Qualitäten zu erfüllen:  

 

• Einhaltung bzw. Unterschreitung der in § 7 Abs. 1 dieses Vertrages verein-

barten Baukostenobergrenze für die für die Kostengruppen 410, 440 und 

450 nach DIN 276; 

• Minimierung der Betriebs- und Unterhaltungskosten; 

• optimaler Einsatz von preiswerten Materialien unter Einhaltung der vorge-

gebenen Qualitäten und planerischen Zielvorstellungen; 

• Vermeidung von unnötigen und zusätzlichen Schnittstellen zwischen den 

am Projekt Beteiligten; 
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• Einhaltung des Rahmenterminplans und der Meilensteine aus den Verga-

beunterlagen sowie den weiteren Angaben und Unterlagen aus dem Verga-

beverfahren gemäß Anlage 1. 

 

 

§ 4  

Leistungen des Auftragnehmers 

 

(1) Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer nach Maßgabe dieses Vertrages und auf 

der Grundlage der Vergabeunterlagen sowie der weiteren Angaben und Unterlagen aus 

dem Vergabeverfahren nach Anlage 1 mit der Erbringung von Planungsleistungen, die 

der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 Abs. 1 und Abs. 3 

HOAI in Verbindung mit Anlage 15, Nummer 15.1 zuzurechnen sind.  

 

Der Abruf der vorgenannten Leistungen erfolgt stufenweise, wobei die Stufen wie folgt 

festgelegt werden: 

 

a) Stufe 1: 

  

Grundlagenermittlung, Vorplanung und Entwurfsplanung (Leistungsphasen 1 

bis 3 nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 - 3 HOAI in Verbindung mit Anlage 15, Nr. 15.1) 

 

b) Stufe 2: 

  

Genehmigungsplanung, Ausführungsplanung, Vorbereitung der Vergabe 

und Mitwirkung bei der Vergabe (Leistungsphase 4 bis 7 nach § 55 Abs. 1 Nr. 4 

- 7 HOAI in Verbindung mit Anlage 15, Nr. 15.1) 

 

c) Stufe 3: 

 

Objektüberwachung (Leistungsphase 8 nach § 55 Abs. 1 Nr. 8 HOAI in Verbin-

dung mit Anlage 15, Nr. 15.1) 
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d) Stufe 4: 

 

Objektbetreuung (Leistungsphase 9 nach § 55 Abs. 1 Nr. 9 HOAI in Verbindung 

mit Anlage 15, Nr. 15.1) 

 

(2) Abgerufen werden mit diesem Vertrag zunächst nur die Leistungen der Stufe 1 gemäß 

Abs. 1 lit. a). Der Auftraggeber ist berechtigt und behält sich vor, dem Auftragnehmer die 

weitere Stufe oder Teilleistungen der Stufe sowie Besondere Leistungen durch einen spä-

teren gesonderten Abruf in Textform zu übertragen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, 

die Leistungen der weiteren Stufe oder Teilleistungen dieser Stufe sowie Besondere Leis-

tungen nach entsprechendem Abruf durch den Auftraggeber zu erbringen, sofern sie ihm 

spätestens drei Monate nach Fertigstellung der letzten Teilleistung aus der letztbeauftrag-

ten Stufe übertragen werden.  

 

Für den Abruf der weiteren Stufen nach Abs. 1 lit. b) bis lit. d) gelten die Bedingungen 

dieses Vertrages. Aus einer stufenweisen Beauftragung und einer daraus möglicherweise 

resultierenden Unterbrechung kann der Auftragnehmer weder eine Erhöhung seines Ho-

norars verlangen noch sonstige Ansprüche, insbesondere nach § 8 Abs. 3 HOAI oder 

nach § 642 BGB, geltend machen. Der Auftragnehmer hat auch keinen Anspruch auf Fort-

schreibung der Vertragsfristen, soweit die jeweils nächste Stufe binnen einer Frist von drei 

Monaten nach Fertigstellung der letzten Teilleistung aus der letztbeauftragten Stufe be-

auftragt wird. 

 

(3) Dem Auftragnehmer steht kein Anspruch auf den Abruf der weiteren Stufen nach Abs. 1 

lit. b) bis lit. d) zu. Er kann auch aus dem stufenweisen Abruf oder Nichtabruf keinerlei 

weitergehende Rechte, gleich welcher Art, herleiten.  

 

(4) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die in Abs. 1 genannten Planungsleistungen für das 

Bauvorhaben im Rahmen der jeweiligen Leistungsphase vollumfassend entsprechend 

seines verbindlichen Angebots nach Anlage 2 zu erbringen.  

 

(5) Der Auftragnehmer erbringt seine Leistungen entsprechend seines verbindlichen Ange-

bots nach Anlage 2 so, dass die in den Vergabeunterlagen sowie den weiteren Angaben 

und Unterlagen aus dem Vergabeverfahren nach Anlage 1 genannten Mindestvorgaben 

eingehalten werden.  
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(6) Die Nichteinhaltung der Mindestvorgaben nach Abs. 5 stellt für den Auftraggeber einen 

außerordentlichen Kündigungsgrund im Sinne des § 17 Abs. 3 lit. a) dieses Vertrages dar.  

 

(7) Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber rechtzeitig darauf hinweisen, wann der Auftrag-

geber die zuvor genannten Leistungen zu beauftragen hat, damit die entsprechenden Er-

gebnisse bei der weiteren Planung berücksichtigt werden können. 

 

 

§ 5  

Sonstige Pflichten des Auftragnehmers 

 

(1) Der Auftragnehmer hat für die von ihm nach diesem Vertrag zu erbringenden Planungs-

leistungen ausreichend qualifiziertes Personal vorzuhalten. Er hat dafür Sorge zu tragen, 

dass die Leistungen dieses Vertrages zeitgerecht nach § 8 Abs. 1 dieses Vertrages und 

ordnungsgemäß erfüllt werden können. Der Auftragnehmer erbringt die nach diesem Ver-

trag geschuldeten Leistungen in eigener Verantwortung und arbeitet mit seiner Planung 

dem Objektplaner und den übrigen Fachplanern nach den Bestimmungen dieses Vertra-

ges zu 

 

Der Auftragnehmer benennt hierzu als projektverantwortliche Mitarbeiter die in Anlage 3 

genannten Personen. Diese Mitarbeiter bleiben für den gesamten Projektablauf zustän-

dig. Ein Wechsel ist grundsätzlich nur für den Fall zulässig, dass der Auftraggeber dies 

ausdrücklich wünscht oder ein Vorbringen des Auftragnehmers entsprechend genehmigt 

oder innerbetriebliche Notwendigkeiten bei dem Auftragnehmer für einen Wechsel spre-

chen.  

 

(2) Der Auftragnehmer hat gegenüber dem Auftraggeber in jeder Leistungsphase eine um-

fassende Beratungs- und Aufklärungspflicht. Der Auftragnehmer ist insbesondere ver-

pflichtet, den Auftraggeber umfassend über Möglichkeiten der Kosteneinsparung aufzu-

klären und ihn auf voraussichtliche Qualitäts-, Kosten- und Terminabweichungen mit ent-

sprechenden Lösungsvorschlägen hinzuweisen. 

 

Ferner hat er den Auftraggeber frühzeitig (mindestens vier Wochen vor einer notwenigen 

Entscheidung) darüber zu informieren, wenn über die vertraglich geschuldeten Leistungen 
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hinaus weitere Leistungen zur Erzielung des geschuldeten Gesamterfolges erforderlich 

werden sollten. Diese Leistungen sind vom Auftragnehmer ebenfalls zu erbringen, sofern 

er ausreichende Kapazitäten dazu hat. Dies gilt vorbehaltlich eines insoweit gegebenen-

falls bestehenden zusätzlichen Vergütungsanspruchs. Entsprechendes gilt für etwaige 

Mitwirkungshandlungen des Auftragnehmers. Weist der Auftragnehmer den Auftraggeber 

nicht rechtzeitig auf das Erfordernis einer etwaig zusätzlichen Leistung oder einer Mitwir-

kung des Auftraggebers hin, hat er keinen Anspruch auf Fortschreibung der Vertragsfris-

ten. 

 

(3) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den anderen fachlich Beteiligten die notwendigen An-

gaben und Unterlagen so rechtzeitig zu liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsge-

mäß erbringen können. Der Auftragnehmer ist darüber hinaus verpflichtet, mit einem vom 

Auftraggeber möglicherweise eingeschalteten Projektsteuerer zusammenzuarbeiten und 

ihm auf dessen Anfrage gewünschte Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Bei etwaigen 

Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer und anderen fachlich Beteilig-

ten hat er unverzüglich schriftlich die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 

 

Überdies hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber frühzeitig (mindestens vier Wochen 

vor einer notwendigen Entscheidung) die erforderlichen Entscheidungsgrundlagen mit der 

Aufforderung vollständig schriftlich vorzulegen und den Auftraggeber darüber hinaus bei 

seiner Entscheidungsfindung zu beraten. Eine Entscheidungsvorlage ist in diesem Sinne 

vollständig, wenn sie alle Informationen zu Kosten, Terminen, Qualitäten, Quantitäten und 

Dokumentationsbedürfnissen enthält, sofern der Auftragnehmer diese erbringen kann. 

 

(4) Der Auftragnehmer sichert zu, dass die projektverantwortlichen Mitarbeiter nach Anlage 

3 in Abstimmung mit dem Auftraggeber während der gesamten Vertragslaufzeit – abhän-

gig von der jeweiligen Leistungsphase – für eine orts- und zeitnahe Erbringung der Leis-

tungen in gebotenem Umfang vor Ort in Bielefeld bzw. auf der Baustelle sind. Hierzu zäh-

len auch die regelmäßigen Besprechungen nach Abs. 13.  

 

Insbesondere im Rahmen der als Grundleistung geschuldeten Überwachungstätigkeit 

nach Leistungsphase 8 gemäß § 4 Abs. 1 lit. d) dieses Vertrages wird der Auftragnehmer 

grundsätzlich mindestens drei Tage pro Woche vor Ort auf der Baustelle sein, so dass er 

die Erreichung der Bauaufgabe umfassend beaufsichtigen kann. Das Erfordernis der ört-
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lichen Überwachung auf der Baustelle ergibt sich aus der fachlichen Relevanz der Arbei-

ten, den terminlichen Notwendigkeiten und der Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit der 

beauftragten Bauunternehmen.  

Im Bedarfsfall wird die Vor-Ort-Präsenz des Auftragnehmers in Absprache mit dem Auf-

traggeber abgestimmt und angepasst. 

(5) Die Abwicklung der nach diesem Vertag geschuldeten Leistungen erfolgt entsprechend

der Aufgabenbeschreibung nach Anlage 4 dieses Vertrages, die vom Auftragnehmer

zwingend zu beachten sind und die die Vorgaben dieses Vertrages ergänzen.

(6) Der Auftragnehmer stellt insbesondere in der Bauabwicklung die Erreichbarkeit seiner

projektverantwortlichen Mitarbeiter sicher und wird hierzu dem Auftraggeber entspre-

chende Handynummern seiner Mitarbeiter vertraulich zur Verfügung stellen. Die projekt-

verantwortlichen Mitarbeiter werden bei Bedarf des Auftraggebers innerhalb von maximal

sechs Stunden in Bielefeld bzw. auf der Baustelle sein

In dringenden Ausnahmefällen, wie Brand- oder Havariefälle auf der Baustelle, kann der 

Auftraggeber die Mitarbeiter des Auftragnehmers 24 Stunden am Tag, auch an Sonn- und 

Feiertagen, kontaktieren. Die Parteien sind sich einig, dass ein Bereitschaftsdienst des 

Auftragnehmers nicht Gegenstand der Leistungen ist. Vielmehr soll in den vorgenannten 

dringenden Fällen die Erreichbarkeit von projektverantwortlichen Mitarbeitern im Rahmen 

eines nach Abschluss des Vertrages abzustimmenden Notfallplanes gewährleistet sein. 

(7) Der Auftragnehmer hat die geltenden rechtlichen Bestimmungen zu beachten. Er hat sich

rechtzeitig zu vergewissern, dass seiner Planung öffentlich-rechtliche Hindernisse und

Bedenken nicht entgegenstehen.

(8) Der Auftragnehmer darf ihm übertragende Leistungen nur mit vorheriger schriftlicher Zu-

stimmung des Auftraggebers an Nachunternehmer gemäß § 12 dieses Vertrages weiter-

vergeben.

(9) Der Auftragnehmer hat die Weisungen und Anordnungen des Auftraggebers zu beachten

und bei seiner Leistungserbringung umzusetzen. Andere Projektbeteiligte, wie etwa ein
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vom Auftraggeber möglicherweise beauftragter Projektsteuerer oder als Vertreter des Auf-

traggebers auftretende Personen, sind dem Auftragnehmer gegenüber nur nach aus-

drücklicher vorheriger Zustimmung oder Bevollmächtigung des Auftraggebers weisungs-

befugt. 

 

(10) Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen Weisungen oder Vorgaben des Auftraggebers 

oder Bedenken hinsichtlich der Genehmigungsfähigkeit der Planungswünsche und Pla-

nungsvorgaben des Auftraggebers, muss er den Auftraggeber hierüber umgehend schrift-

lich informieren. In diesem Fall muss der Auftragnehmer der Weisung des Auftraggebers 

nur dann folgen, wenn dieser trotz der vom Auftragnehmer vorgebrachten Bedenken hie-

ran festhält. Weist der Auftragnehmer demgegenüber auf Bedenken nicht hin oder unter-

lässt er die erforderliche Prüfung, kann er sich zu seiner Entlastung nicht auf die Weisung 

des Auftraggebers berufen. Entsprechendes gilt, wenn eine Weisung oder Vorgabe des 

Auftraggebers gegen die anerkannten Regeln der Technik verstößt. 

 

(11) Der Auftragnehmer hat seine Leistungen vor seiner endgültigen Ausarbeitung mit dem 

Auftraggeber und den anderen fachlich Beteiligten abzustimmen. Die Beiträge der ande-

ren an der Planung fachlich Beteiligten (Unterlagen und Pläne) sind auf Plausibilität zu 

überprüfen, bevor sie zur Grundlage der eigenen Leistungserbringung gemacht und in die 

eigenen Leistungen integriert werden. 

 

(12) Der Auftragnehmer darf den Auftraggeber rechtsgeschäftlich nicht vertreten. Er ist jedoch 

berechtigt, Anordnungen gegenüber den ausführenden Unternehmen zu treffen, die zur 

vertragsgemäßen Ausführung der zu beauftragenden Bau- und Lieferleistungen und zur 

Sicherstellung eines einwandfreien Projektablaufs notwendig sind. Diese Anordnungen 

dürfen keine negativen Auswirkungen im Hinblick auf Qualitäten, Termine und Wirtschaft-

lichkeit für den Auftraggeber haben. Dies gilt ebenso für Erklärungen, die für die Wahr-

nehmung des Auftrags zur Koordinierung und Betreuung der Bauleistungen sachlich not-

wendig sind. 

 

(13) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, an regelmäßig stattfindenden Projektbesprechungen, 

die nach Bedarf festgelegt werden (Jour Fixe), sowie an den sonstigen vom Auftraggeber 

für erforderlich gehaltenen Besprechungen teilzunehmen. Bei entsprechender Aufforde-

rung durch den Auftraggeber hat der Auftragnehmer einen bevollmächtigten Vertreter 
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oder Mitarbeiter zu entsenden, der rechtsgeschäftliche Erklärungen abzugeben und ent-

gegennehmen darf. 

(14) Um sicherzustellen, dass der Verwirklichung seiner Planung keine Hindernisse entgegen-

stehen, wird der Auftragnehmer im erforderlichen Umfang fortlaufend Verbindung mit den

zuständigen Genehmigungs- und Fachbehörden sowie den sonst in Betracht kommenden

Behörden und Stellen in der Stadt Bielefeld halten und mit diesen die Planung abstimmen.

Über etwaige Abstimmungen mit diesen Behörden und Stellen wird er den Auftraggeber

rechtzeitig vorher unterrichten, um ihm Gelegenheit zu geben, hieran nach eigenem Er-

messen teilzunehmen. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber und einen vom Auftrag-

geber möglicherweise beauftragten Projektsteuerer fortlaufend und unverzüglich über

seine Gespräche mit diesen Behörden und Stellen in den regelmäßigen Projektbespre-

chungen informieren. Er wird dem Auftragnehmer und dem möglichen Projektsteuerer den

einschlägigen Schriftverkehr in Kopie zuleiten.

(15) Auflagen der Genehmigungs- und Fachbehörden oder anderer zuständiger Stellen sind

vom Auftragnehmer umzusetzen. Stehen solche Auflagen im Widerspruch zur Festlegung

in den Vertragsunterlagen oder zu Anordnungen des Auftraggebers oder berühren sie die

Konzeption in einer nicht unwesentlichen Form, so wird der Auftragnehmer dem Auftrag-

geber hierüber und über mögliche Konsequenzen unverzüglich Bericht erstatten. Er wird

eine Entscheidung des Auftraggebers einholen, bevor die Planung weiterbearbeitet wird.

(16) Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere, alle kosten- und terminrelevanten Vor-

gänge aktiv zu bearbeiten und zu dokumentieren und zwar in einer Art und Weise, dass

ein bau- bzw. planungsablaufbezogener Kausalitätsnachweis geführt werden kann.

Hierzu gehören insbesondere lückenlos geführte Bautagebücher, Besprechungsproto-

kolle, aber auch die Leistungs- und Schnittstellendokumentation der einzelnen am Projekt

Beteiligten. Die Dokumentation muss so beschaffen sein, dass es dem Auftraggeber

nachträglich möglich ist, im Falle von Leistungsstörungen die Verantwortlichkeiten zu- und

nachweisen zu können. Für die Abwicklung der Baustelle werden auf dem als Anlage 4

dieses Vertrages vorgesehenen Begleitblatt wesentliche Anforderungen (Aufgabenbe-

schreibung) gestellt, die vom Auftragnehmer zwingend zu beachten sind. Sofern der Auf-

tragnehmer darüber hinaus die Einbeziehung eines Baubetriebssachverständigen für not-

wendig erachtet, teilt er dies dem Auftraggeber mit.

62 von 94



(17) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, sämtliche Nachträge der bauausführenden Firmen 

im Rahmen der von ihm geschuldeten Leistungen für den Auftraggeber entscheidungsreif 

aufzubereiten. Er wird insoweit Angebote und Abrechnungen geänderter oder zusätzlicher 

Leistungen (Nachträge) in technischer Hinsicht auf Vertragskonformität und Marktüblich-

keit überprüfen und der Projektleitung und einer möglichen Projektsteuerung des Auftrag-

gebers ein geprüftes Nachtragsangebot zur Beauftragung unter Aufschlüsselung nach 

dem Verursacherprinzip innerhalb von 10 Arbeitstagen vorlegen. Sollte diese Frist im Ein-

zelfall aufgrund des Umfangs der Prüfung nicht einzuhalten sein, hat der Auftragnehmer 

dem Auftraggeber dies unverzüglich mitzuteilen. Die Entscheidungsvorlage hat weiterhin 

einen dezidierten Soll-Ist-Abgleich zu enthalten. Zum Nachtragsmanagement des Auftrag-

nehmers gehört auch die technische Aufbereitung des Sachverhaltes für die Projektleitung 

des Auftraggebers zur Abwehr unberechtigter Nachträge. 

 

(18) Der Auftragnehmer hat darüber hinaus mindestens alle entscheidungs-, kosten- und ter-

minrelevanten Vorgänge zu dokumentieren und dem Auftraggeber und einem vom Auf-

traggeber möglicherweise eingesetzten Projektsteuerer unverzüglich schriftlich mitzutei-

len. Der Auftragnehmer hat nach Fertigstellung jeder Teilleistung die Planungsergebnisse 

auf das vom Auftraggeber bereitgestellte Projektkommunikationssystem einzustellen. 

 

(19) Sämtliche vorzulegenden Zeichnungen, Beschreibungen und Berechnungen sind dem 

Auftraggeber gemäß § 14 Abs. 2 dieses Vertrages je Leistungsphase digital auf einem 

Datenträger vorzulegen (auch in einem bearbeitbaren Dateiformat). Der Auftragnehmer 

stellt ferner sicher, dass der Auftraggeber während der Projektrealisierung ständig auf die 

aktuellen digitalen Planungsunterlagen (auch Zwischenstände) zugreifen kann. Hierzu 

wird der Auftragnehmer seine Unterlagen in digitaler Form nach einer noch festzulegen-

den Planvereinbarung auf dem vom Auftraggeber bereitgestellten Projektkommunikati-

onssystem ablegen. Die für die Einrichtung und Unterhaltung dieses Projektkommunika-

tionssystems entstehenden Kosten trägt der Auftraggeber.  

 

(20) Der Auftragnehmer verpflichtet sich ferner, bei der Ausführung der Leistungen die Best-

immungen des Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen (TVgG-NRW) zu be-

achten. Zu Sicherung der Tariftreue und der Einhaltung des Mindestlohns vereinbaren die 

Parteien die Besonderen Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Ein-

haltung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB Tariftreue- und 

Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen) in Anlage 5 dieses Vertrages. 
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§ 6  

Pflichten des Auftraggebers 

 

(1) Der Auftraggeber ist bei der Beschaffung von Bestands-, Kataster-, Lage- und Höhenplä-

nen über das Baugrundstück – soweit sie benötigt werden – behilflich. Ferner wird der 

Auftraggeber sämtliche ihm vorliegenden und zur Bearbeitung des Bauvorhabens not-

wendigen Unterlagen dem Auftragnehmer unverzüglich nach Vertragsschluss übergeben 

(Ergebnisse der Bedarfsplanung nach DIN 18205). 

 

(2) Der Auftraggeber hat einzelne Leistungsphasen als Vorgabe für weitere, darauf aufbau-

ende Leistungsphasen freizugeben. Der Auftraggeber wird Entscheidungen entsprechend 

der Dringlichkeit treffen. Er ist zur Mitwirkung verpflichtet, insbesondere zur möglichst 

frühzeitigen und präzisen schriftlichen Darstellung seiner Wünsche und Vorstellungen für 

das Bauvorhaben im Hinblick auf Nutzung, Gestaltung, Zeit, Kosten, etc. Anordnungen – 

gleich welcher Art – hat der Auftraggeber auf Wunsch des Auftragnehmers schriftlich zu 

erteilen. Die Haftung des Auftragnehmers für die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner 

Leistungen wird durch die Freigabe seitens des Auftraggebers nicht berührt. 

 

 

§ 7  

Baukosten 

 

(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungen so zu erbringen, insbesondere so zu 

planen, dass die vereinbarten maximalen Bauwerkskosten (Kosten der Kostengruppen 

410, 440 und 450 nach DIN 276) eingehalten werden. Grundlage für die endgültige Fest-

legung der maximalen Bauwerkskosten sind die vom Auftraggeber anerkannten Ergeb-

nisse der Grundleistungen der Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) einschließlich der 

vertieften Kostenberechnung nach Gewerken. Die vertraglich vereinbarten maximalen 

Bauwerkskosten stellen eine Beschaffenheitsvereinbarung im Sinne von § 633 Abs. 2 

BGB dar. 

 

Ausdrücklich wird erwähnt, dass der Auftragnehmer dann eine Kostenabweichung nicht 

verschuldet, wenn 

 

− Planungsänderungen des Bauherrn vorliegen, 

64 von 94



− Sonderwünsche der Nutzer umgesetzt werden,

− Auflagen der Genehmigungsbehörden zu beachten sind,

− Bauablaufstörungen aufgrund von Witterung etc. eintreten oder

− Teuerungen der Baumaterialien bzw. der Personalkosten auftreten.

(2) Wird erkennbar, dass die als Beschaffenheit vereinbarte Kostenobergrenze auf Grund-

lage der mit dem Auftraggeber abgestimmten Bauwerkskosten bei der weiteren Verfol-

gung der bisherigen Planung oder nach dem Ergebnis der Ausschreibung eines Gewer-

kes nicht eingehalten werden (können), hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber unver-

züglich die Gründe für die Abweichung schriftlich mitzuteilen, ihn über die Auswirkungen

schriftlich zu unterrichten und ihm mögliche Handlungsalternativen (insbesondere Einspa-

rungsmöglichkeiten) aufzuzeigen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, etwaig erforderli-

che Änderungen und Umplanungen zu seinen Lasten vorzunehmen, damit die Kosten-

obergrenze oder die ermittelten bzw. die mit dem Auftraggeber abgestimmten Bauwerks-

kosten eingehalten werden. Diese Pflicht zur kostenneutralen Änderung oder Umplanung

gilt selbstverständlich dann nicht, wenn die im Rahmen der Vergabeverfahren erzielten

Preise nicht dem Kostenbudget entsprechen.

§ 8

Planungstermine 

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, unverzüglich nach Abschluss dieses Vertrages seine

Planungsleistungen aufzunehmen. Der Auftragnehmer wird seine Leistungen so rechtzei-

tig erbringen, dass die gesamte Planung und Bauausführung termingerecht erfolgen kann

und nachfolgende Fristen als verbindliche Vertragsfristen (Zwischen- und Endfristen) ver-

einbart sind:

… 

Information: Die Termine werden nach Zuschlag mit dem Bieter festgelegt. 
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(2) Der Auftragnehmer hat spätestens vier Wochen nach Vertragsschluss den vorliegenden 

Rahmenterminplan für die Leistungsphasen 1 bis 2 durch einen von ihm vorzulegenden 

(Entwurf eines) Detailterminplan(s) für alle Planungsleistungen mit den relevanten Pla-

nungsterminen (Anfangs-, wesentliche Zwischen- und Endtermine der jeweiligen Leis-

tungsphasen) zu ersetzen.  

 

Die relevanten Planungstermine in den jeweiligen Detailterminplänen werden in Abstim-

mung zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer und, sofern erforderlich, den 

weiteren Planern festgelegt. Diese Termine sind für den Auftragnehmer verbindlich. Das 

vorgesehene Ende einer Leistungsphase ist immer wesentlicher Zwischen- bzw. Endter-

min.  

 

Legt der Auftragnehmer nicht innerhalb von vier Wochen nach Abschluss dieses Vertra-

ges den Detailterminplan für Planungsleistungen zunächst bis zum Abschluss der Vorent-

wurfsplanung vor oder einigen sich die Parteien nicht, kann der Auftraggeber nach billigem 

Ermessen einseitig einen Detailterminplan mit verbindlichen Planungsterminen für die 

vom Auftragnehmer geschuldeten Leistungen festlegen. Die Parteien stellen klar, dass 

sich der Detailterminplan an dem Rahmenterminplan zu orientieren hat. 

 

(3) Der Auftragnehmer ist zur Fortschreibung der Terminplanung und Fristenkontrolle ver-

pflichtet.  

 

(4) Werden festgelegte Planungstermine entsprechend den gemäß Abs. 2 nach Vertrags-

schluss zu erstellenden Detailterminplänen überschritten und treten Umstände ein, die 

eine Terminüberschreitung erwarten lassen, ist der Auftragnehmer verpflichtet, den Auf-

traggeber hiervon unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen. (Behinderungsanzeige). 

Dabei hat er geeignete Vorschläge zu machen, wie erkennbare und eingetretene Termin-

überschreitungen aufgeholt werden können.  

 

Gerät der Auftragnehmer mit seiner Leistung in Verzug und leistet er trotz einer angemes-

senen Nachfrist nicht oder nicht vollständig, ist der Auftraggeber berechtigt, die Leistun-

gen auf Kosten des Auftragnehmers durch Dritte ausführen zu lassen (Ersatzvornahme). 
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(5) Soweit durch einen vom Auftragnehmer nicht zu vertretenen Umstand Verzögerungen 

oder Unterbrechungen in der Leistungserbringung unumgänglich sind, ist der Auftragneh-

mer berechtigt, eine angemessene Verlängerung der in dem gemäß Abs. 2 nach Vertrags-

schluss zu erstellenden Detailterminplan vereinbarten Planungstermine zu verlangen.  

 

(6) Verzögert sich der Beginn oder die Ausführung der vom Auftragnehmer nach Maßgabe 

dieses Vertrages zu erbringenden Leistungen aus Gründen, die weder der Auftragnehmer 

noch der Auftraggeber zu vertreten haben, so verpflichtet sich der Auftragnehmer weiter-

hin zur Leistungserbringung zu den in diesem Vertrag genannten Honoraren. Eine Verzö-

gerung der in dem gemäß Abs. 2 nach Vertragsschluss zu erstellenden Detailterminplan 

vorgesehenen Planungstermine von bis zu drei Monaten ist mit dem Honorar nach § 10 

Abs. 1 abgegolten.  

 

Bei einer Verzögerung der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen von mehr als 

drei Monaten aus Gründen, die weder der Auftragnehmer noch der Auftraggeber zu ver-

treten haben, werden die Parteien einvernehmlich eine Anpassung des Honorars für die 

zeitabhängigen Leistungen nach § 10 Abs. 1 dieses Vertrages vereinbaren.  

 

(7) Verzögert sich der Beginn oder die Ausführung der vom Auftragnehmer nach Maßgabe 

dieses Vertrages zu erbringenden Leistungen wesentlich aus Gründen, die der Auftrag-

geber zu vertreten hat, so ist der Auftragnehmer weiterhin verpflichtet, die vereinbarten 

Leistungen zu erbringen. Eine Verzögerung der in dem gemäß Abs. 2 nach Vertrags-

schluss zu erstellenden Detailterminplan vorgesehenen Planungstermine von bis zu ma-

ximal drei Monaten ist durch das Honorar nach § 10 Abs. 1 abgegolten. Ist eine weitere, 

über die in Satz 2 genannte Verzögerung zu verzeichnen, wird der Auftraggeber dem Auf-

tragnehmer die hierdurch entstandenen Mehraufwendungen im Einzelfall und auf Nach-

weis vergüten.  

 

(8) Verzögert sich der Beginn oder die Ausführung der vom Auftragnehmer nach Maßgabe 

dieses Vertrages zu erbringenden Leistungen aus Gründen, die der Auftragnehmer zu 

vertreten hat, hat dies keine Anpassung des Honorars nach § 10 Abs. 1 dieses Vertrages 

zur Folge. Etwaige Schadenersatzansprüche des Auftraggebers nach § 9 Abs. 3 dieses 

Vertrages bleiben hiervon unberührt. 
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§ 9

Vertragsstrafe und Schadenersatz 

(1) Der Auftragnehmer sichert die Einhaltung der in den Detailterminplänen genannten rele-

vanten Planungstermine zu.

(2) Für den Fall, dass die in § 8 Abs. 1 dieses Vertrages vereinbarten Vertragsfristen (Zwi-

schen- und Endfristen) schuldhaft überschritten werden, verwirkt der Auftragnehmer eine

Vertragsstrafe, deren Höhe sich grundsätzlich darin unterscheidet, ob eine Zwischen- 

oder die Endfrist schuldhaft überschritten wurde:

a) Wird eine vereinbarte Zwischenfrist schuldhaft überschritten, hat der Auftragneh-

mer für jeden Werktag der schuldhaften Überschreitung eine Vertragsstrafe in

Höhe von 0,1 % des bis zum Tag der Zwischenfrist auf Grund der bis dahin er-

brachten Leistungen vom Auftraggeber geschuldeten Werklohnes, höchstens je-

doch 5 % davon zu entrichten. Aus Vereinfachungsgründen ist Maßstab die Höhe

der letzten geprüften Abschlagsrechnung vor dieser Zwischenfrist.

b) Wird die vereinbarte Frist zur Fertigstellung, das heißt Endfrist, schuldhaft vom

Auftragnehmer nicht eingehalten, so hat dieser dem Auftraggeber für jeden Werk-

tag, um den diese Fertigstellungsfrist, das heißt Endfrist, schuldhaft überschritten

wird, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,1 % Gesamtauftragssumme (netto), zu

zahlen, höchstens jedoch 5 % der Gesamtauftragssumme (netto).

(3) Dem Auftraggeber steht es frei, einen über den Vertragsstrafenanspruch hinausgehenden

Verzugsschaden vom Auftragnehmer unter Anrechnung der Vertragsstrafe zu verlangen.

(4) Falls sich der festgelegte Fertigstellungstermin insgesamt verlängert oder einvernehmlich

neu vereinbart wird, gilt die vorstehende Vertragsstrafenregelung entsprechend für die

insoweit verlängerten oder neu vereinbarten Vertragsfristen.

(5) Die Vertragsstrafe kann vom Auftraggeber noch bei der Schlussrechnung vorbehalten

bzw. geltend gemacht werden. Ein Vorbehalt im Rahmen der Abnahme ist insoweit nicht

erforderlich.
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(6) Das Recht des Auftraggebers zur außerordentlichen Kündigung wegen Terminverzugs

bleibt unberührt.

§ 10

Vergütung 

(1) Für die vom Auftraggeber nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen wird entspre-

chend dem verbindlichen Angebot nach Anlage 2 eine Vergütung in Höhe von vorläufig

… € (netto) 

zuzüglich der gesetzlich geltenden Umsatzsteuer vereinbart. 

Information: Das Honorar wird nach dem verbindlichen Angebot des obsiegen-

den Bieters hier ergänzt. 

(2) Darüber hinaus sind sich die Parteien über folgende Honorargrundsätze einig:

a) Anrechenbare Kosten:

• Die anrechenbaren Kosten richten sich nach der Kostenberechnung, zu der

der Auftragnehmer seine Zuarbeit leistet und die durch den Auftraggeber

geprüft und freigegeben wird (vgl. § 6 Abs. 2 dieses Vertrages). Diese Kos-

tenberechnung ist für die Parteien verbindliche Abrechnungsgrundlage und

jeweils von den Parteien schriftlich zu bestätigen.

• Sollte es der Auftragnehmer versäumen, die Kostenberechnung rechtzeitig

zu erstellen, erfolgt eine Abrechnung des Honorars auf Basis der Kosten-

schätzung, die dann ebenfalls verbindliche Abrechnungsgrundlage zwi-

schen den Parteien wird.

• Eine Anpassung der Kostenberechnung oder der Kostenschätzung findet

grundsätzlich nur statt, wenn sich das Projektvolumen erweitert, ohne dass

dies darauf beruht, dass die Planungsziele anderenfalls nicht verwirklicht
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werden können (z.B. wenn der Auftraggeber höhere Qualitäten wünscht, 

als ursprünglich in den Planungszielen definiert oder wenn das Projektvo-

lumen erweitert wird). 

 

• Gleiches gilt, wenn auf Wunsch des Auftraggebers das Projektvolumen ver-

ringert wird. Die angepasste Kostenberechnung/Kostenschätzung ist von 

den Parteien jeweils schriftlich zu fixieren und wird dann Honorarberech-

nungsgrundlage für diejenigen Leistungen, die ab Anpassung der Kosten-

berechnung/Kostenschätzung noch vom Auftragnehmer zu erbringen sind. 

Die Bestimmungen zum Honorar für eine Mehrfachplanung bleiben davon 

unberührt. 

 

b) Erbrachte Leistungen: 

 

Die vom Auftragnehmer bei der Abrechnung zugrunde zu legenden Leistungen 

bestimmen sich in erster Linie anhand der Vergabeunterlagen sowie der weiteren 

Angaben und Unterlagen aus dem Vergabeverfahren nach Anlage 1 sowie den 

weiteren Anlagen dieses Vertrages. Sollten abgesehen davon einzelne Teilgrund-

leistungen einer Leistungsphase für die Verwirklichung des Projektes nicht erfor-

derlich werden, erhält der Auftragnehmer sein Honorar lediglich für diejenigen Teil-

grundleistungen, die er im Rahmen der Auftragsabwicklung tatsächlich erbracht 

hat. Der Auftraggeber wird, soweit möglich, dem Auftragnehmer bereits bei Abruf 

der jeweiligen Leistungsstufe mitteilen, welche Teilleistungen gegebenenfalls nicht 

erforderlich sind. Die Parteien werden dabei grundsätzlich die sogenannte Sie-

mon-Tabelle für die Bewertung der nicht erbrachten Teilgrundleistungen heranzie-

hen. Eine Reduzierung von Teilleistungen ist nur dann ausgeschlossen, wenn zur 

Erreichung des Projekterfolgs die Erarbeitung der gesamten Grundleistungen er-

forderlich ist. 

 

c) Zusätzliche Leistungen: 

 

• Zusätzliche besondere Leistungen aufgrund einer gesonderten Vereinba-

rung werden angemessen vergütet. Voraussetzung ist jedoch, dass der 

Auftragnehmer zuvor jeweils ein schriftliches Angebot unterbreitet hat, an-
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dernfalls besteht kein Vergütungsanspruch. Das Honorar für die zusätzli-

chen besonderen Leistungen soll sich am voraussichtlichen Zeitaufwand 

sowie den mit dem verbindlichen Angebot nach Anlage 2 mitgeteilten Stun-

densätzen orientieren. Die Parteien werden auf Basis dieses Angebots ei-

nen schriftlichen Nachtrag schließen. 

 

Erzielen die Parteien keine Einigung oder ordnet der Auftraggeber die un-

verzügliche Ausführung der zusätzlichen besonderen Leistungen ohne Ei-

nigung auf eine Vergütung an, erhält der Auftragnehmer eine Vergütung 

auf Basis der Stundensätze nach dem verbindlichen Angebot gemäß An-

lage 2 nach Aufwand, den der Auftragnehmer nachzuweisen hat. 

 

• Die Regelung zur Anpassung der Vergütung nach § 650b BGB findet für 

den Abruf zusätzlicher besondere Leistungen keine Anwendung. 

 

• Soweit Grundleistungen zusätzlich erbracht werden (z.B. im Falle einer 

Mehrfachplanung), werden die Parteien sich an der HOAI orientieren. Da-

bei gilt, dass die zusätzlichen Grundleistungen einer Leistungsphase an-

hand der Siemon-Tabelle zu bewerten sind. Sollten nur einzelne Teile oder 

Bereiche von der Mehrfachplanung betroffen sein, kann der Auftragnehmer 

nur die anrechenbaren Kosten für sein zusätzliches Honorar zugrunde le-

gen, die im Falle der geänderten Bauausführung anfallen würden, wobei 

die mitverarbeitete Bausubstanz der betroffenen Bauteile angemessen zu 

berücksichtigen ist. 

 

d) Geänderte Leistungen 

 

Der Auftraggeber ist berechtigt, jederzeit Änderungen der Projektziele anzuord-

nen. Insoweit gelten die §§ 650q Abs. 1 in Verbindung mit § 650b BGB. 

 

Im Falle der Änderung gilt für die Vergütung Folgendes: 

 

• Geringfügige und unwesentliche Änderungen der Planung, deren Zeitauf-

wand sich im Rahmen üblicher Optimierungen hält, werden nicht zusätzlich 

vergütet. Gleiches gilt für eine bloße Fortschreibung der Ausgangsplanung. 
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• Die Erarbeitung mehrerer Planungsvarianten in der Vorentwurfsplanung

wird ebenfalls nicht gesondert vergütet, soweit diese keine wesentlichen

Änderungen beinhalten.

• Begehrt der Auftraggeber eine geänderte Leistung des Auftragnehmers im

Sinne des § 650b Abs. 1 Nr. 2 BGB, weil die Projektziele anderenfalls nicht

erreicht werden können, gelten die Entgeltberechnungsregeln der HOAI für

den vermehrten Aufwand und im Übrigen § 650q Abs. 2 BGB. Hier streben

die Parteien Einvernehmen über die Änderung an. Erzielen die Parteien

binnen 30 Tagen nach Zugang des Änderungsbegehrens beim Auftragneh-

mer keine Einigung, kann der Auftraggeber die Änderung in Textform an-

ordnen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, der Anordnung des Auftragge-

bers nachzukommen.

• Sollte der Auftraggeber dagegen eine grundlegende Änderung der Planung

im Sinne des § 650b Abs. 1 Nr. 1 BGB wünschen (Änderung des verein-

barten Werkerfolgs), die nicht zur Erreichung der Projektziele erforderlich

ist, streben die Vertragsparteien eine einvernehmliche Festlegung über die

zu treffende Änderung sowie die daraus folgende Mehr- oder Mindervergü-

tung an. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ein Angebot über die Mehr-  

oder Mindervergütung zu erstellen, soweit ihm die Ausführung der Ände-

rung zumutbar ist. Erzielen die Parteien binnen 30 Tagen nach Zugang des

Änderungsbegehrens beim Auftragnehmer keine Einigung, kann der Auf-

traggeber die Änderung in Textform anordnen. Der Auftragnehmer ist ver-

pflichtet, der Anordnung des Auftraggebers nachzukommen, soweit ihm die

Ausführung zumutbar ist.

Der Auftragnehmer hat in diesem Fall auch auf etwaige terminliche Auswir-

kungen hinzuweisen. Unterlässt er dies, hat er keinen Anspruch auf Fort-

schreibung der Vertragsfristen. Die Parteien werden auf Basis dieses An-

gebots einen schriftlichen Nachtrag schließen. 

• Herrscht zwischen den Parteien Streit, ob die Mehrfachplanung oder die

geänderten Leistungen bereits ohne zusätzliches Honorar auszuführen
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sind, weil die Projektziele anderenfalls nicht erreicht werden können oder 

weil die zusätzlichen Planungsleistungen als Planungsvariante geschuldet 

werden, streben die Vertragsparteien ebenfalls eine einvernehmliche Fest-

legung über die zu treffende Änderung sowie die daraus folgende, etwaige 

Mehr- oder Mindervergütung auf Basis der Entgeltberechnungsgrundlagen 

der HOAI in der jeweils gültigen Fassung an, soweit die Leistungen vom 

Anwendungsbereich der HOAI gedeckt sind. Der Auftraggeber kann die 

Ausführung der Änderung anordnen, wenn die Vertragsparteien keine Ei-

nigung innerhalb von 30 Kalendertagen erreicht haben. Die Parteien wer-

den sich bemühen, den Streit einer späteren Klärung zuzuführen. Der Auf-

tragnehmer ist jedoch berechtigt, in diesem Fall für die zusätzlichen Leis-

tungen eine Sicherheit in Höhe der voraussichtlichen Vergütung zu verlan-

gen. Die vom Auftraggeber dann zu stellende Sicherheit hat sich an den 

Bestimmungen des § 232 BGB zu orientieren. Sollte sich herausstellen, 

dass die vom Auftragnehmer geltend gemachten Vergütungsansprüche 

(teilweise) nicht bestehen, hat er dem Auftraggeber in entsprechendem 

Umfang die Kosten der Sicherheit zu erstatten.  

 

e) Änderung der Bemessungsgrundlage 

 

Für den Fall einer Planungs- oder Ausführungsunterbrechung von mehr als 9 Mo-

naten insgesamt werden die Parteien eine Anpassung der Bemessungsgrundlage 

des Planerhonorars (Kostenberechnung) gemeinsam besprechen. In einer mögli-

chen Vereinbarung werden etwaige Preisindexsteigerungen insbesondere in der 

Ausführungsphase angemessen Berücksichtigung finden. 

 

f) Umbauzuschlag 

 

Der Umbauzuschlag gem. § 6 Abs. 2 HOAI richtet sich nach dem verbindlichen 

Angebot gemäß Anlage 2. Der Umbauzuschlag ist in der Vergütung nach Abs. 1 

enthalten. 

 

(3) Sämtliche Nebenkosten im Sinne von § 14 HOAI inklusive der Fahrt- und Reisekosten 

vom Sitz des Auftragnehmers zum Sitz des Auftraggebers sind mit der Vergütung nach 

Abs. 1 abgegolten. Nicht zu den Nebenkosten im Sinne von § 14 HOAI zählen Kosten für 
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ein Baustellenbüro einschließlich Einrichtung, Beleuchtung, Kühlung und Heizung sowie 

Entgelte für nicht dem Auftragnehmer obliegende Leistungen, die von ihm im Einverneh-

men mit dem Auftraggeber von Dritten übertragen worden sind. 

(4) Die Zahlung der vereinbarten Honorare nach Abs. 1 erfolgt in Teilbeträgen im Wege von

Abschlagszahlungen für vom Auftragnehmer erbrachte und nachgewiesene Leistungen.

Die Teilbeträge sind gemäß der vom Auftragnehmer erstellten Abschlagsrechnungen zur

Zahlung fällig. Abschlagsrechnungen dürfen maximal alle zwei Monate gestellt werden.

Hat der Auftragnehmer die erbrachten Leistungen nicht vertragsgemäß erbracht, kann der

Auftraggeber einen angemessenen Teil der Abschlagszahlung verweigern.

(5) Die Zahlung durch den Auftraggeber erfolgt jeweils 30 Tage nach Eingang der Rechnun-

gen bargeldlos auf ein noch zu benennendes Konto des Auftragnehmers. Die Rechnungs-

anschrift des Auftraggebers lautet:

Stadt Bielefeld - Umweltbetrieb 

Eckendorfer Str. 57 

33609 Bielefeld 

Als Zeit der Zahlung gilt der Tag der Abgabe der Absendung des Zahlungsauftrages an 

ein Geldinstitut. 

Alle Rechnungen sind ausschließlich digital unter 

rechnungen.umweltbetrieb@bielefeld.de 

sowie an die Projektleitung des Umweltbetriebes einzureichen. 

(6) Die Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teilschluss-, oder Schlussrech-

nung zu bezeichnen. Die Abschlags- und Teilschlussrechnungen sind durchlaufend zu

nummerieren.

(7) Der Auftragnehmer muss zu jeder Rechnungsstellung prüfbare Leistungsstandnach-

weise vorlegen. Hierzu findet ein Vergleich des Leistungsstandes nach der vertraglichen
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Soll- und der tatsächlichen Ist-Situation statt. Liegt eine Abweichung der Soll- von der Ist-

Situation vor, werden die Zahlungen entsprechend angepasst. 

§ 11

Gewährleistung und Haftung 

(1) Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche des Auftraggebers beträgt 5 Jahre. Der Auf-

traggeber wird die Leistungen des Auftragnehmers nach § 4 Abs. 1 dieses Vertrages nach

vollständiger, vertragsgerechter und mängelfreier Erbringung abnehmen. Die Frist für die

Verjährung der Mängelansprüche beginnt mit der Abnahme dieser Leistungen. Sollte eine

Teilabnahme erfolgen, beginnt die Verjährung bereits mit der Teilabnahme. Die Abnahme

und der Anspruch des Auftragnehmers auf Teilabnahme nach Abschluss der Leistungs-

phase 8 sind in § 15 dieses Vertrages geregelt.

(2) Der Auftragnehmer haftet nach den gesetzlichen Vorschriften.

(3) Der Auftragnehmer hat ferner eine Haftpflichtversicherung mit folgenden Mindestde-

ckungssummen für Einzelschadensfälle abzuschließen und bis zur Beendigung seiner

Leistungen aufrecht zu erhalten:

a) Für Personenschäden: 3,0 Mio. € sowie

b) Für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden): 3,0 Mio. €

(4) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber das Bestehen der vertragsgemäßen Haftpflicht-

versicherung auf Verlangen nachzuweisen. Dies erfolgt durch die Vorlage einer Bestäti-

gung des Versicherungsunternehmens, aus der sich Art der Versicherung und Höhe der

Versicherungssumme ergeben. Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen Anzeige ver-

pflichtet, wenn und soweit der Versicherungsschutz in der vereinbarten Höhe nicht mehr

besteht oder in Frage gestellt ist. Der Auftragnehmer sichert bei Vertragsschluss zu, dass

die Mindestdeckungssummen mindestens zweifach für die gesamte Vertragslaufzeit zur

Verfügung stehen. Legt der Auftragnehmer den Versicherungsnachweis nicht fristgerecht

vor, ist der Auftraggeber nach Ablauf einer gesetzten Nachfrist von zwei Wochen mit Kün-
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digungsandrohung zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund berechtigt. Unab-

hängig davon, werden die nach diesem Vertrag an den Auftragnehmer zu leistenden Zah-

lungen nicht fällig, bevor dieser die Eindeckung und/oder die Aufrechterhaltung des Ver-

sicherungsschutzes nachgewiesen hat. 

§ 12

Beauftragung von Nachunternehmern 

(1) Der Auftragnehmer ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers be-

rechtigt, Leistungen an einen Nachunternehmer weiterzugeben. Der Auftragnehmer hat

in Fällen des Nachunternehmereinsatzes dafür Sorge zu tragen, dass der Nachunterneh-

mer die ihm übertragenen Leistungen nicht an einen weiteren Dritten vergibt, es sei denn,

der Auftraggeber hat vorher schriftlich zugestimmt.

(2) Auf Verlangen des Auftraggebers sind für den benannten Nachunternehmer entspre-

chende Eignungs- und Verfügbarkeitsnachweise vorzulegen.

§ 13

Dokumentation des Planungs- und Bauablaufs 

(1) Am Ende jeder Leistungsphase fasst der Auftragnehmer die Ergebnisse schriftlich zusam-

men. Hierbei ist insbesondere darzustellen, wie sich der erreichte Bearbeitungsstand zu

den Zielvorstellungen des Auftraggebers verhält. Die Zusammenfassung der Leistungs-

phase 5 (Ausführungsplanung) ist zu erstellen, sobald die Ausführungsplanung erstmals

vollständig erbracht wurde, unabhängig von späteren Fortschreitungen der Ausführungs-

planung, insbesondere im Rahmen der Ausführung des Bauvorhabens.

(2) Der schriftlichen Zusammenfassung sind mindestens folgende Unterlagen beizufügen,

soweit diese Unterlagen des Auftraggebers nicht bereits zuvor übergeben worden sind:

a) Hinsichtlich der Leistungsphasen 2 und 3 die jeweils zu erbringende Mitwirkung

bei der Kostenermittlung, sofern möglich.
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b) Hinsichtlich der Leitungsphasen 3 und 5 die Planlisten sowie die entsprechenden

Pläne, sofern der Auftraggeber dies verlangt.

c) Hinsichtlich der Leistungsphase 6 eine Aufstellung der vom Auftragnehmer erstell-

ten Leistungsbeschreibungen/Leistungsverzeichnisse. Auf Verlangen des Auftrag-

gebers sind die Leistungsbeschreibungen/Leistungsverzeichnisse ebenfalls vorzu-

legen.

d) Hinsichtlich der Leistungsphase 7 die eingeholten Angebote, soweit sie nicht un-

mittelbar gegenüber dem Auftraggeber abzugeben waren, der Preisspiegel sowie

eine Aufstellung der vom Auftragnehmer erstellten Verdingungsunterlagen sowie

der eingeholten Angebote. Auf Verlangen des Auftraggebers sind die Unterlagen

entsprechend der vom Auftragnehmer zu erstellenden Aufstellung ebenfalls vor-

zulegen.

e) Hinsichtlich der Leistungsphase 8 die Aufstellung der Gewährleistungsfristen so-

wie – auf Verlangen des Auftraggebers – das Bautagebuch. Ferner eine Aufstel-

lung, aus der sich die vom Auftragnehmer erstellten Zeitpläne, die gemeinsam mit

den ausführenden Unternehmen durchgeführten Aufmaße und Abnahmen, sowie

die behördlichen Abnahmen ergeben müssen. Auf Verlangen des Auftraggebers

sind auch die entsprechenden Unterlagen selbst vorzulegen. Zu übergeben ist au-

ßerdem eine Übersicht zum Schriftverkehr mit den ausführenden Unternehmen,

soweit dieser die von den Unternehmen einzuhaltenden Termine, die Qualität der

erbrachten Bauleistungen bzw. den Umfang der von den Unternehmen zu erbrin-

genden Leistungen betrifft. Auf Verlangen des Auftraggebers sind auch die ent-

sprechenden Unterlagen selbst zu übergeben.

§ 14

Unterlagen 

(1) Vor Vertragsbeendigung hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber die in § 13 dieses Ver-

trages im Einzelnen genannten Unterlagen zu übergeben. Nach Beendigung des Vertra-

ges sind dem Auftraggeber darüber hinaus noch alle weiteren Unterlagen zu übergeben,
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die für die Fortsetzung des Bauvorhabens bzw. die Bewirtschaftung des Objekts erforder-

lich sind. Alle Unterlagen werden Eigentum des Auftraggebers.  

(2) Soweit eine Digitalisierung möglich ist, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber die Un-

terlagen in digitalisierter Form zu übergeben. Pläne sind des Auftraggebers entsprechend

den Vorgaben in § 5 Abs. 19 dieses Vertrages digital als CAD-Datei (dwg- oder dxf-For-

mat) sowie als PDF-Datei und ab der Leistungsphase 3 als IFC-Datei zur Verfügung zu

stellen und auf dem Projektkommunikationssystem abzulegen. Der Auftragnehmer ver-

pflichtet sich zur vollständigen Datenlieferung an den Auftraggeber und sichert Richtigkeit

aller grafischen und nichtgrafischen Daten und Informationen zu.

(3) Der Auftragnehmer hat hinsichtlich des Anspruchs des Auftraggebers auf Übergabe der

Unterlagen kein Zurückbehaltungsrecht.

(4) Soweit Unterlagen nicht an den Auftraggeber herauszugeben sind, ist der Auftragnehmer

berechtigt, diese Unterlagen 10 Jahre nach vollständiger Leistungserbringung zu vernich-

ten. Vor der Vernichtung hat er dem Auftraggeber schriftlich anzubieten, ihm diese Unter-

lagen zur Verfügung zu stellen.

§ 15

Abnahme 

(1) Nach vollständiger Leistungserbringung hat der Auftragnehmer einen Anspruch auf förm-

liche Abnahme.

(2) Der Auftragnehmer hat nach Abschluss der Leistungsphase 8 einen Anspruch auf Teilab-

nahme. Im Übrigen kann der Auftragnehmer ab der Abnahme der letzten Leistung des

letzten Gewerks eine Teilabnahme der von ihm bis dahin erbrachten Leistungen verlan-

gen.
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§ 16

Urheberrechte 

(1) Das Urheberecht an dem nach diesem Vertrag zu erstellenden Werk verbleibt beim Auf-

tragnehmer. Der Auftragnehmer stimmt gleichwohl schon zum jetzigen Zeitpunkt jeglichen

zukünftigen Änderungen, die auf Verlangen des Auftraggebers durchgeführt werden, aus-

drücklich zu. Das Änderungsrecht umfasst insbesondere die Befugnis zur Durchführung

von Modernisierungen, An- oder Umbauten und sonstigen Änderungen sowie zum Abriss

des Bauwerks in Teilen oder im Ganzen.

(2) Alle Verwertungs- und Nutzungsrechte aus dem Urheberrecht einschließlich des Rechts,

Veränderungen an dem Werk vorzunehmen, werden mit Vertragsschluss räumlich, zeit-

lich und inhaltlich unbeschränkt ausschließlich auf den Auftraggeber übertragen. Diese

Übertragung gilt auch für sämtliche für die Baumaßnahme erstellten Unterlagen (verkör-

pert oder in elektronischer Form). Eine besondere Vergütung für die Übertragung und In-

anspruchnahme der vorgenannten Rechte kann der Auftragnehmer nicht verlangen. Der

Auftragnehmer steht dafür ein, dass seine Planung frei von Urheberrechten Dritter ist. Er

stellt den Auftraggeber insoweit von möglichen Ansprüchen Dritter wegen der Verletzung

von Urheber- und Leistungsschutzrechten oder sonstigen Rechten frei.

(3) Die Auftraggeber bzw. dessen Rechtsnachfolger hat darüber hinaus das Recht zur Veröf-

fentlichung des zu erstellenden Werkes unter Namensangabe des Auftragnehmers, ins-

besondere als Grundlage der geplanten europaweiten Ausschreibung der weiteren Pla-

nungs- und Bauleistungen. Der Auftragnehmer bedarf zur Veröffentlichung der Zustim-

mung des Auftraggebers. Die Zustimmung darf nur aus übergeordneten Gründen verwei-

gert werden.

(4) Der Auftragnehmer ist ferner verpflichtet, Informationen, von denen er im Zusammenhang

mit seiner Tätigkeit über das Objekt, den Auftraggeber oder eine andere mit dem Auftrag-

geber verbundene Gesellschaft Kenntnis erlangt, streng vertraulich zu behandeln. Der

Auftragnehmer hat insbesondere zu unterlassen, Informationen im Zusammenhang mit

seiner Tätigkeit nach diesem Vertrag an die Öffentlichkeit, namentlich an Medien, weiter-

zugeben, es sei denn, es liegt für jeden betreffenden Einzelfall eine schriftliche Zustim-

mung des Auftraggebers vor. Dieses Verbot endet frühestens nach Abnahme gemäß §

15 dieses Vertrages.
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(5) Sämtliche im Rahmen dieses Vertrages und seiner Bestandteile zugänglich gemachten

Informationen und Dokumentationen sind vertraulich zu behandeln und durch den Auf-

tragnehmer Dritten nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers wei-

terzuleiten. Die Weitergabe von Unterlagen und Informationen an die Nachunternehmer

unterliegt denselben Beschränkungen. Grundsätzlich muss der Auftragnehmer sämtliche

seiner Nachunternehmer ebenfalls zur Vertraulichkeit verpflichten. Ein Verstoß gegen

diese Verschwiegenheitspflicht stellt für den Auftraggeber einen außerordentlichen Kün-

digungsgrund im Sinne des § 17 Abs. 3 lit. a) dieses Vertrages dar.

(6) Die vorstehenden Regelungen gelten in jedem Fall auch dann, wenn dieser Vertrag –

gleich aus welchen Gründen – vorzeitig beendet wird.

§ 17

Schlichtungsklausel 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei Meinungsverschiedenheiten ein Schlichtungs-

verfahren mit dem Ziel durchzuführen, eine interessengerechte und faire Vereinbarung im

Wege einer Mediation mit Unterstützung eines neutralen Schlichters unter Berücksichti-

gung der wirtschaftlichen, rechtlichen, persönlichen und sozialen Gegebenheiten zu er-

arbeiten. Eine Leistungsverweigerung ist in diesem Fall nicht möglich.

(2) Alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit diesem Fachplanervertrag oder über

seine Gültigkeit ergeben, werden unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs nach

der Schlichtungsordnung der Industrie- und Handelskammer Bielefeld und der Rechtsan-

waltskammer Hamm geschlichtet.

(3) Die Parteien bestimmen den Schlichter gemeinschaftlich. Kommt keine Einigung über die

Person des Schlichters zustande, wird dieser von der Schlichtungsstelle benannt. Die Be-

nennung bindet die Parteien.

(4) Die Kosten der Schlichtung tragen die Parteien je zur Hälfte.
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(5) Sollte es in dem Schlichtungsverfahren nicht zu einer tragfähigen Lösung kommen, so

steht es beiden Parteien frei, ein zuständiges Gericht anzurufen.

§ 18

Inkrafttreten, Dauer und Kündigung 

(1) Der vorliegende Vertrag tritt am Tag der Zuschlagserteilung durch den Auftraggeber in

Kraft und endet nach vollständiger Erbringung der Leistungen gemäß § 4 Abs. 1 dieses

Vertrages durch den Auftragnehmer. Eine Unterzeichnung des Vertrages hat lediglich de-

klaratorischen Charakter.

(2) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung dieses Vertrages aus wichtigem Grund bleibt

für beide Parteien unberührt.

(3) Der Auftraggeber hat insbesondere dann ein Recht zur außerordentlichen Kündigung,

wenn

a) der Auftragnehmer in schwerwiegender Weise gegen Bestimmungen dieses Ver-

trages verstößt, der Verstoß trotz schriftlicher Abmahnung mit angemessener

Fristsetzung nicht behoben wird und dem Auftragnehmer in dem Abmahnungs-

schreiben für den Fall für dessen Nichtbeachtung eine fristlose Kündigung dieses

Vertrages angekündigt hat, oder

b) ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Auf-

tragnehmers gestellt, dieser nicht innerhalb eines Monats zurückgenommen wird

und ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des Auftragnehmers eröffnet wird

oder eine Verfahrensabweisung mangels Masse erfolgt.

(4) Wird das Vertragsverhältnis aus einem der in Abs. 3 genannten Gründe gekündigt, den

der Auftragnehmer zu vertreten hat, sind dem Auftragnehmer unter Ausschluss weiterge-

hender Ansprüche nur die bis zum Zeitpunkt der Ausübung des Kündigungsrechts er-

brachten, nachgewiesenen und für den Auftraggeber verwertbaren Leistungen zu vergü-

ten. Etwaige Schadenersatzansprüche des Auftraggebers bleiben hiervon unberührt.
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(5) Im Falle vorzeitiger Beendigung des Vertrages wird die Vergütung nach Vorlage einer den

Anforderungen des § 10 Abs. 6 dieses Vertrages genügenden Schlussrechnung fällig und

ist vom Auftraggeber innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der Rechnung zu zahlen.

(6) Im Falle vorzeitiger Beendigung des Vertrages ist der Auftraggeber berechtigt, das ge-

samte Bauvorhaben auf der Grundlage der bisher vom Auftragnehmer erstellten Pläne

auszuführen. Zu diesem Zweck hat der Auftragnehmer alle Pläne und Unterlagen inner-

halb einer Frist von 15 Kalendertagen nach Aufforderung durch den Auftraggeber an die-

sen zu übergeben.

(7) Der Auftragnehmer verpflichtet seine Nachunternehmer verbindlich, im Falle einer Kündi-

gung des Vertrages deren Leistungen dem Auftraggeber gegen eine Erstattung der Kos-

ten durch den Auftraggeber anzubieten, die vertraglich zwischen dem Auftragnehmer und

seinem Nachunternehmern vereinbart sind. Weiterhin verpflichtet der Auftragnehmer

seine Nachunternehmer dazu, im Falle der Kündigung des Auftraggebers Auskunft über

den Stand der Bearbeitung zu erteilen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftrag-

geber den Abschluss dieser Vereinbarung gemäß § 12 Abs. 1 dieses Vertrages auf Ver-

langen nachzuweisen.

(8) Jede Kündigung bedarf der Schriftform.

§ 19

Höhere Gewalt 

(1) Die Parteien sind sich einig, dass Pandemien, wie etwa die Corona-Pandemie, grundsätz-

lich geeignet sind, den Tatbestand der höheren Gewalt auszulösen. Höhere Gewalt ist ein

unvorhersehbares, von außen einwirkendes Ereignis, das auch durch äußerste, nach der

Sachlage zu erwartende Sorgfalt wirtschaftlich vertretbar nicht abgewendet werden kann

und auch nicht wegen seiner Häufigkeit hinzunehmen ist. Der pauschale Hinweis auf die

Auswirkungen einer Pandemie einer Partei genügt jedoch nicht, um das Vorliegen höherer

Gewalt anzunehmen. Vielmehr muss derjenige, der sich darauf beruft, die die höhere Ge-

walt begründenden Umstände darlegen und beweisen. Beruft sich der Auftragnehmer da-

her im Hinblick auf eingetretene Verzögerungen bei seinen Leistungen auf das Vorliegen
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höherer Gewalt, trägt er die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass die Pandemie ur-

sächlich für die im jeweiligen Einzelfall aufgetretene Störung war. 

 

(2) Ungeachtet aller Bestimmungen in diesem Vertrag ist allerdings keine der Vertragspartei-

en der jeweils anderen entschädigungspflichtig für jegliche(n) Verlust, Zerstörungen, Kos-

ten oder sonstige Ansprüche, die aus direkter oder indirekter Folge von Vertragsverlet-

zungen oder Nichterfüllung von Vertragsbestandteilen aufgrund von höherer Gewalt her-

rühren. 

 

(3) Als höhere Gewalt im Sinne dieses Vertrages gilt nicht nur die Corona-Pandemie nach 

Abs. 1, sondern alle von beiden Parteien unabwendbaren Umstände, wie Streik oder Aus-

sperrungen, Naturkatastrophen sowie nichtvorhersehbare Eingriffe Dritter von außen, das 

heißt gewalttätige Demonstrationen etc. 

 

 

§ 20  

Rechtsnachfolge 

 

(1) Die Übertragung der Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag durch eine Partei auf einen 

Rechtsnachfolger bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der jeweils anderen 

Partei. Die Zustimmung darf nur dann verweigert werden, wenn der Rechtsnachfolger 

nicht die sichere Gewähr für die Erfüllung dieses Vertrages bietet oder wenn ein an-derer 

wichtiger Grund die Erteilung der Zustimmung als unzumutbar erscheinen lässt.  

 

(2) Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn die Rechte und Pflichten auf ein Unternehmen 

übertragen werden, das mit einer der Parteien im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbunden ist. 

Dies betrifft auch die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft. 

 

 

§ 21  

Loyalitätsklausel 

 

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass beim Abschluss dieses Vertrages nicht alle 

Möglichkeiten, die sich aus der künftigen planerischen, technischen, baulichen oder wirtschaftli-

chen Entwicklung oder aus Änderungen von gesetzlichen Bestimmungen oder sonstigen für das 
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Vertragsverhältnis wesentlichen Umständen ergeben können, vorausgesehen und erschöpfend 

geregelt werden können. Sie sichern sich gegenseitig zu, die in diesem Vertrag getroffenen Ver-

einbarungen in diesem Sinne zu erfüllen und etwa in Zukunft eintretende Veränderungen oder 

Verhältnisse oder völlig neu eintretende Umstände nach den allgemeinen Grundsätzen von Treu 

und Glauben Rechnung zu tragen.  

§ 22

Salvatorische Klausel 

(1) Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nich-

tig oder undurchführbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Best-

immungen nicht berührt. Den Vertragspartnern ist die Rechtsprechung des Bundesge-

richtshofs bekannt, wonach eine salvatorische Erhaltungsklausel lediglich die Beweislast

umkehrt. Es ist jedoch der ausdrückliche Wille der Vertragspartner, die Wirksamkeit der

übrigen Vertragsbestimmungen unter allen Umständen aufrechtzuerhalten und damit

§ 139 BGB insgesamt abzubedingen. Anstelle der nichtigen oder undurchführbaren Be-

stimmung ist diejenige wirksame oder durchführbare Regelung zu vereinbaren, die recht-

lich und wirtschaftlich dem am nächsten kommt, was die Vertragspartner gewollt haben 

oder nach dem Sinn und Zweck gewollt hätten, wenn sie diesen Punkt beim Abschluss 

dieses Vertrags bedacht hätten. Entsprechendes gilt im Fall einer Regelungslücke. 

(2) Beruht die Unwirksamkeit auf einer Leistungs- und Zeitbestimmung, tritt an die Stelle der

unwirksamen Bestimmung das gesetzlich bestimmte Maß.

§ 23

Schriftformerfordernis / elektronische Form 

Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift- oder 

elektronischen Form mit zumindest fortgeschrittener elektronischer Signatur gemäß der Verord-

nung (EU) Nr. 910/2014 (z.B. Adobe Sign) oder deren Nachfolgeregelung („Schriftform“). Dies 

gilt auch für eine Änderung oder Aufhebung des Formerfordernisses selbst. Individualvereinba-

rungen bedürfen der Bestätigung durch beide Vertragspartner. Diese Formvorschrift gilt auch für 

eine Kündigung des Vertrages. Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. 
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§ 24

Gerichtsstand/Erfüllungsort 

Gerichtsstand und Erfüllungsort für alle aus und / oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag 

etwa in Zukunft zwischen dem Auftraggeber sowie der Auftragnehmer auftretenden Auseinan-

dersetzungen jedweder Art ist – soweit sich nicht aus zwingenden gesetzlichen Gründen etwas 

anderes ergibt – Bielefeld.  

Bielefeld, den ……………… 

______________________________ 

… 

… 

…, den … 

______________________________ 

… 

… 

… 
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ANLAGENSPIEGEL 

Anlage 1: Vergabeunterlagen sowie die weiteren Angaben und Unterlagen aus dem Verga-

beverfahren 

Anlage 2: Verbindliches Angebot des Auftragnehmers 

Anlage 3: Aufstellung der projektverantwortlichen Mitarbeiter des Auftragnehmers 

Anlage 4: Aufgabenbeschreibung 

Anlage 5: Besonderen Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Einhal-

tung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB Tariftreue- 

und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen) 
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ANLAGE 3 ZU DEN VERGABEUNTERLAGEN 

 

Wertungsmatrix zur Bewertung der Angebote 

 

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur 

Vergabe der Fachplanung (Leistungsbild Technische Ausrüstung) nach § 55 HOAI 

 

 

 

1. Hinweise 

 

Die eingereichten Angebote werden zunächst gem. § 56 Abs. 1 VgV daraufhin geprüft, ob 

sie den formellen Anforderungen genügen, insbesondere vollständig sind. Der Auftragge-

ber behält sich überdies vor, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbe-

zogene Unterlagen oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene Unterlagen 

nach § 56 Abs. 2 VgV nachzufordern. Der Auftraggeber wird von seinem Recht zur Nach-

forderung transparent und diskriminierungsfrei Gebrauch machen. 

 

 

2. Entscheidungsgrundlage 

 

Grundlage der Entscheidung über die Auftragsvergabe ist die Bewertung der eingereich-

ten Angebotsunterlagen der letztverbindlichen Angebote sowie der Präsentation. 

 

 

3. Bewertung 

 

In der nachfolgenden Bewertungsmatrix sind die einzelnen Zuschlagskriterien mitsamt der 

ihnen jeweils durch einen Prozentsatz ausgedrückten Gewichtung aufgeführt. 

 

Kriterium für die Auftragserteilung ist die Wirtschaftlichkeit des letztverbindlichen Ange-

bots. Die Wirtschaftlichkeit der eingehenden Angebote bewertet die Stadt Bielefeld - Um-

weltbetrieb anhand der unter Punkt 2.13 der Vergabeunterlagen genannten Haupt- und 

Unterkriterien. Im Einzelnen gilt für die Bewertung Folgendes: 
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2 

3.1. Bewertungsmatrix 

 

Anhand der folgenden Matrix werden die letztverbindlichen Angebote gewertet: 

 

Nr. Kriterium Wichtung 

1 Gesamthonorar nach HOAI (netto) 30 % 

2 Projektorganisation und -umsetzung 

 

70 % 

2.1 Vorstellung der für das Projekt vorgesehenen Personen, 

das heißt: 

a) Projektleitung 

b) Stellv. Projektleitung  

 

 

 

10 % 

5 % 

2.2 Ressourcen- und Kapazitätsplanung 5 %  

2.3 Kosten-, Termin- und Qualitätsmanagement 10 % 

2.4 Herangehensweise an die Aufgabenstellung 40 % 

 

3.2. Erläuterungen zur Bewertungsmatrix 

 

3.2.1. Das Zuschlagskriterium 1 „Gesamthonorar nach HOAI (netto)“ wird wie folgt gewertet: 

 

Die Höchstpunktzahl (3 Punkte) erhält der Bieter, der das niedrigste Gesamthonorar nach 

der HOAI (netto) insgesamt abgegeben hat. 

 

Die Bieter, deren Gesamthonorar für die Fachplanungsleistungen (netto) höher als das 

des besten Bieters liegt, werden im Verhältnis ihres Abstandes zum besten Bieter geringer 

bewertet. Hier wird gradlinig interpoliert. 

 

Beispiel: Ein Angebot, das 20 % über dem niedrigsten Gesamthonorar für die Fachpla-

nungsleistungen (netto) liegt, erhält demnach 2,4 Punkte. 
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3.2.2. Das Zuschlagskriterium 2 „Projektorganisation und -umsetzung“ wird wie folgt bewertet: 

 

a) Vorstellung der für das Projekt vorgesehenen Personen, das heißt Projektleitung 

und stellv. Projektleitung 

 

3 Punkte Die Vorstellung der für das Projekt vorgesehenen Personen (Projektlei-

tung, stellv. Projektleitung) erfolgte in vollem Umfang in der vom Auftrag-

geber erwarteten Weise, d.h. mit ausführlicher und verständlicher Dar-

stellung der Kompetenzen (Ausbildung, Berufserfahrung, Referenzen 

etc.), Position und Aufgabenbereiche im Projekt, Einbindung in andere 

Projekte. Die Aufgabenverteilungen sind für den Auftraggeber vollumfas-

send nachvollziehbar. Zudem lassen die für das Projekt vorgesehenen 

Personen durch eine intensive Auseinandersetzung mit dem Vorhaben 

ihr hohes Interesse am Auftrag sowie ein in der Zusammenarbeit zu er-

wartendes, intensives Engagement mit der Aufgabenstellung erkennen. 

 

2 Punkte Die Vorstellung der für das Projekt vorgesehenen Personen (Projektlei-

tung, stellv. Projektleitung) erfolgte in der vom Auftraggeber erwarteten 

Weise, d.h. mit Darstellung der Kompetenzen (Ausbildung, Berufserfah-

rung, Referenzen etc.), Position und Aufgabenbereiche im Projekt, Ein-

bindung in andere Projekte. Die Aufgabenverteilungen sind für den Auf-

traggeber nachvollziehbar. Zudem lassen die für das Projekt vorgesehe-

nen Personen, durch eine hinreichende Auseinandersetzung mit dem 

Vorhaben ihr Interesse am Auftrag sowie ein in der Zusammenarbeit zu 

erwartendes, intensives Engagement mit der Aufgabenstellung erken-

nen. 

 

1 Punkt Die Vorstellung der für das Projekt vorgesehenen Personen (Projektlei-

tung, stellv. Projektleitung) erfolgte nur teilweise in der vom Auftraggeber 

erwarteten Weise, d.h. die Darstellung der Kompetenzen (Ausbildung, 

Berufserfahrung, Referenzen etc.), Position und Aufgabenbereiche im 

Projekt, Einbindung in andere Projekte war nur teilweise nachvollziehbar. 
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Die Aufgabenverteilungen sind für den Auftraggeber nur teilweise nach-

vollziehbar. Die für das Projekt vorgesehenen Personen, lassen durch 

ihre Auseinandersetzung mit dem Vorhaben nur geringes Interesse am 

Auftrag sowie ein in der Zusammenarbeit zu erwartendes, wenig intensi-

ves Engagement mit der Aufgabenstellung erkennen. 

 

0 Punkte Die Vorstellung der für das Projekt vorgesehenen Personen (Projektlei-

tung, stellv. Projektleitung) erfolgte nicht in der vom Auftraggeber erwar-

teten Weise, d.h. die Darstellung der Kompetenzen (Ausbildung, Berufs-

erfahrung, Referenzen etc.), Position und Aufgabenbereiche im Projekt, 

Einbindung in andere Projekte war nicht nachvollziehbar bzw. fehlte.  

 

 

b) Ressourcen- und Kapazitätsplanung 

 

3 Punkte Die Ressourcen- und Kapazitätsplanung wurde in ausführlicher und 

verständlicher Weise in Form einer detaillierten Personaleinsatzpla-

nung (mit Angabe der vorhergesehenen Stunden bzw. Tage pro Woche 

in den einzelnen Projektphasen) dargestellt. Die Aufgabenverteilungen 

sind für den Auftraggeber vollumfassend nachvollziehbar. Die Perso-

naleinsatzplanung lässt eine durchgängige Verfügbarkeit des Projekt-

teams erwarten. 

 

2 Punkte Die Ressourcen- und Kapazitätsplanung wurde in verständlicher Weise 

in Form einer Personaleinsatzplanung (mit Angabe der vorhergesehe-

nen Stunden bzw. Tage pro Woche in den einzelnen Projektphasen) 

dargestellt. Die Aufgabenverteilungen sind für den Auftraggeber über-

wiegend nachvollziehbar. Die Personaleinsatzplanung lässt in weiten 

Teilen eine durchgängige Verfügbarkeit des Projektteams erwarten. 
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1 Punkt Die Ressourcen- und Kapazitätsplanung wurde nur bedingt in verständ-

licher Weise dargestellt. Die Aufgabenverteilungen sind für den Auftrag-

geber nur teilweise nachvollziehbar. Die Personaleinsatzplanung lässt 

nur bedingt eine durchgängige Verfügbarkeit des Projektteams erwar-

ten. 

 

0 Punkte Die Ressourcen- und Kapazitätsplanung wurde nicht nachvollziehbar 

dargestellt bzw. es wurden keine Aussagen hierzu getroffen. 

 

 

c) Kosten-, Termin- und Qualitätsmanagement 

 

3 Punkte Das Angebot lässt bezüglich der Steuerungsmechanismen des Bieters 

eine aktive und vorausschauende Beeinflussung in allen Planungs- und 

Bauphasen erwarten. Die Methodik wurden objektbezogen in vollem Um-

fang dargelegt. Es wurden Querverweise auf vergleichbare Referenzob-

jekte angegeben, so dass Auftraggeber einen umfassenden Eindruck 

über die Kosten-, Termin- und Qualitätssteuerung des Bieters gewinnen 

konnte. 

 

2 Punkte Das Angebot lässt bezüglich der Steuerungsmechanismen des Bieters 

grundsätzlich eine aktive und vorausschauende Beeinflussung in allen 

Planungs- und Bauphasen erwarten. 

 

1 Punkt Das Angebot lässt bezüglich der Steuerungsmechanismen des Bieters 

eine aktive und vorausschauende Beeinflussung in den Planungs- und 

Bauphasen nur eingeschränkt erwarten. 
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0 Punkte Das Angebot lässt bezüglich der Steuerungsmechanismen des Bieters 

keine aktive und vorausschauende Beeinflussung in den Planungs- und 

Bauphasen erwarten bzw. trifft keine Aussagen hierzu. 

 

 

d) Herangehensweise an die Aufgabenstellung 

 

3 Punkte Der Bieter hat die Rahmenbedingungen in Bezug auf die zu errichtende 

Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte des Auftraggebers und die wirtschaftlichen sowie qualita-

tiven Vorgaben aus den bereitgestellten Unterlagen im vollen Umfang 

erkannt und erläutert diese. Zudem geht er vollumfassend und interdis-

ziplinär auf die zentralen Projektziele bzgl. der Fachplanungsleistungen 

der Technischen Ausrüstung für die Errichtung der Ladeinfrastruktur ein. 

Das Erkennen der projektspezifischen Herausforderungen und seine An-

sätze sowie Grundsatzüberlegungen lassen weitergehende Potenziale 

bei der Bewältigung der Planungsaufgabe erkennen.  

 

2 Punkte Der Bieter hat die Rahmenbedingungen in Bezug auf die zu errichtende 

Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte und die wirtschaftlichen sowie qualitativen Vorgaben aus 

den bereitgestellten Unterlagen erkannt und erläutert diese. Zudem geht 

er vollumfassend und interdisziplinär auf die zentralen Projektziele bzgl. 

der Fachplanungsleistungen der Technischen Ausrüstung für die Errich-

tung der Ladeinfrastruktur ein. Die identifizierten Mängel bei der Heran-

gehensweise lassen sich im Zuge des Planungsprozesses beheben. 

 

1 Punkt Der Bieter hat die Rahmenbedingungen in Bezug auf die zu errichtende 

Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte und die wirtschaftlichen sowie qualitativen Vorgaben aus 

den bereitgestellten Unterlagen nur teilweise erkannt. Die zentralen Pro-

jektziele bzgl. der Fachplanungsleistungen der Technischen Ausrüstung 
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für die Errichtung der Ladeinfrastruktur wurden im Einzelnen nur teil-

weise erfasst. Die identifizierten Mängel lassen sich im Zuge des weite-

ren Planungsprozesses nicht oder nur mit großem Aufwand beseitigen  

 

0 Punkte Der Bieter hat die Rahmenbedingungen in Bezug auf die zu errichtende 

Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Be-

triebshof Mitte und die wirtschaftlichen sowie qualitativen Vorgaben aus 

den bereitgestellten Unterlagen nicht erkannt bzw. keine Aussagen 

hierzu getroffen  

 

 

3.2.3. Der Preis wird im vorgeschriebenen Rahmen des § 58 Abs. 2 VgV gewertet: 

 

Gewertet wird die Summe aus dem Preis für die Grundleistungen, dem Preis für die ab-

gefragten besonderen Leistungen und den gesamten Nebenkosten entsprechend der je-

weiligen Honorarblätter. 

 

3.2.4. Multiplikation mit Gewichtung: 

 

Bei den Zuschlagskriterien 1 und 2 wird die gegebene Punktzahl mit dem Wichtungs-

Prozentsatz multipliziert. Die einzelnen Produkte werden addiert und ergeben die Punkt-

zahl. 

 

3.2.5. Gesamtergebnis: 

 

Der Bieter mit der höchsten Punktzahl insgesamt erhält den Auftrag. 
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Versand Bekanntmachung an das EU-Amtsblatt

Erstellung der Teilnahmeanträge (mind. 30 Kalendertage)

Eingang der Teilnahmeanträge

Aufforderung zur Abgabe der 1. indikativen Angebote

Erstellung der 1. indikativen Angebote (mind. 30 Kalendertage)

Eingang der 1. indikativen Angebote

Prüfung der 1. indikativen Angebote

Angebotsvorstellung und Verhandlungsrunde in Bielefeld

Aufforderung zur Abgabe der letztverbindlichen Angebote

Erstellung der letzteverbindlichen Angebote 

Eingang der letztverbindlichen Angebote

Prüfung der letztverbindlichen Angebote, Erarbeitung Vergabevorschlag, 

interne Beschlussfassung

Versand Vorabinformation nach § 134 GWB (mind. 10 Kalendertage)

Zuschlag und Vertragsschluss

Leistungsbeginn

Bindefrist

Stadt Bielefeld - Umweltbetrieb

Errichtung einer Versorgungs- und Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge auf dem Betriebshof Mitte | Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach der VgV zur Vergabe der FACHPLANUNG (LEISTUNGSBILD TECHNISCHE AUSRÜSTUNG) nach § 55 HOAI

- Voraussichtlicher Zeitplan -

DezemberNovemberSeptember Oktober AugustJuli

22.07.2026

29.10.2026

30.11.2026

25.08.2026

08.09.2026

09.10.2026

15.10.2026

22.10.2026

19.11.2026

01.12.2026

15.12.2026
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